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Allgemeines .
Die Beschlüsse des Mannheimer Parteitages über den
Men Maffenstreik, unsere Stellung zur Volkserzieh-
imd zum Strafrecht waren dazu geeignet, Gegen-
cheoretischer Erörterung für das abgelaufene Jahr

,eKen . Zweifellos wären diese Fragen ausgiebig
« t worden, wenn das Jahr nicht ein Kampfjahr
ungewöhnlicher Schärfe geworden wäre .

Kit großer Befriedigung wurde von unseren Genoffen
ilusgang der Debatten über den Maffenstreik aufge-

en, t^ iil hier die Stellung der Partei zu den
, erks Haften klargelegt wurde . Die Furcht bei
■(hm Parteigenossen und die Hoffnungen der Geg -
daß cs zu einem Kampf zwischen Partei und Ge¬

sten kommen könne , wurden in Mannheim be-
Der Gegensatz zwischen Partei und Gewerk¬

ten kann nur in der T h e o r i e bestehen . Der Kern
Partei ist gleichzeitig in den Gewerkschaften , und es
keine freie Gewerkschaft , deren Mitglieder nicht

Anteils Sozialdemokraten sind . Eine gewiffe Schein
£ besteht nur so lange und so weit , als verschiedene
jgkeitsgebiete für die politische und gewerkschaftliche
pnisation bestehen . Der Maffenstreik war aber eine
[ge, der das Tätigkeitsgebiet beider Organisationen
ihrte .
Acht die theoretische Erörterung gewisser Fragen
eit führt die politische und gewerkschaftliche Organ »
tot auf einen Kampfplatz zusammen, sondern auch

tägliche Kampf. Schon am 12. November 1906'
Wagenschmiede die Regierung den Gesetzentwurf über
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gewerblichen Berufsvereine tm
[ichstage ein, ein Gesetzentwurf, der die Wünsche
Scharfmacher betreffend die Schadenersatzpflicht bei

mls erfüllen und die Gewerkschaften lahmlegen sollte ,
mehr sind aber die Unternehmerverbände bemüht,
Frage über Arbeits - und Lohnverhältniffe zu einer

ätschen umzuformcn . Ihre Habgier verdecken die
imiehmer hinter der Phrase : „Bekämpfung der So-
idemokratie "

. Streiks in Einzelbetrieben werden mit
fenaussperrungen beantwortet , und die von den
Misten ausgchaltene Presse schreibt dann nicht mehr
r das eigentliche Kampfobjekt: Lohnerhöhung für

hi bezahlte Arbeiter oder Abkürzung der Arbeitszeit ,
ern man schreibt nur über Kämpfe um Machtfragen
wer Herr im Hause sein soll.

S zeigte sich bei der Aussperrung der Schauerleute
iburg, bei den großen Kämpfen im Holzarbeiter -

und den Kämpfen der Berliner Bauhandwerker ,
entbrennen große wirtschaftliche Kämpfe
Fragen, die durch die Gesetzgebung geregelt
m müßten oder um Mißstände , die bei richtiger Bri¬
ng der Gesetze schon beseitigt sein sollten . Der

der Schauerlcutc in Hamburg entbrannte über
Krage , ob eine übermäßig lange Arbeitszeit , wodurch

und Gesundheit der Arbeiter gefährdet wird , fort
ittt soll. Daß im Hafenbetrieb solche übermäßig
Arbeitszeit besteht , hat der Hafeninspektor ausge
n und "das Hanseatische Oberlandesgericht aus -

ich fcstgestellt . Nach diesen Feststellungen wäre der
srat verpflichtet gewesen , von dem 8 120e der Ge-

dwrdnung Gebrauch zu machen und einen Maximal -
ÄStag durch Verordnung festzusetzen . Statt dessen
tagten die Reeder, die Arbeiter sollten sich durch
Urschrift verpflichten, daß sie länger arbeiten wollen
eigentlich die Gewerbeordnung zuläßt .

Eine ähnliche Frage brachte den Berliner Bäckerstreik
to . Nach § 105c der Gewerbeordnung sollen die Ar-
*t, die jeden Sonntag arbeiten müssen , einen Ruhe¬
in der Woche haben. Würde man den Absatz 4 des

G5c sinngemäß auf § 105e der Gewerbeordnung aa¬
len , dann lväre die Hauptforderung der Bäcker be-
9 erfüllt . Aber die Regierung rührt sich nicht . Wo
Mgreift , steht sie auf seiten der Unternehmer . Je
;c die brutale Gewalt der Unternehmerverbände , un-
^iht von der Negierung , Polizei und Gerichte, zur
Endung kommt , um so mehr werden die Fragen des

und Arbeit-Verhältnisses politische Fragen , die
! die Gesetzgebung geregelt werden müssen . So wer
die Grenzen zwischen politischer und gcwerkschaft

Tätigkeit verwischt
Äne weitere Erscheinung der Neuzeit , die zur Ver¬
jüng der Grenzen zwischen politischer und gewerk -
istiicher Tätigkeit beiträgt , ist die Gründung der
irländischen oder nationalen Arbeitervereine ". Bis
stör der Jndifferentismus derArbeiter der schlimmste
sd der Arbeiterbewegung. Indifferente Arbeiter
M sich bei den Wahlen gegen uns aufbieten , sie bil-

. ^auch die Scharen , aus denen man die Streikbrecher-
^»ren rekrutiert .
Aese indifferenten Arbeiter zu offenen Feinden der
ir sozialdemokratischen Partei und der in Gewerk¬
ten organisierten Arbeiter zu erziehen und so eine
«ioriancrarmee zu schaffen , die bereit ist, bei poli,

sowohl wie wirtschaftlichen Kämpfen sich gegen
staffenbewußten Brüder zu wenden, das ist der Zweck
îr Gründung ! „Nationale Arbeitervereine " heißen
auf politischem , „ gelbe Gewerkschaften" auf gewerkt

Glichen ! Gebiet. Es sind Organisationen , die unter
Umständen die Klaffenintereffcn der Unternehmer
die Klasseninteressen der Arbeiter vertreten sollen

/Arbeiter , deren Mangel an Erkenntnis so zum
j' ben der Arbeiterklasse mißbraucht wird , aufzuklären ,'
^-das Werk aller klaffenbewußten Arbeiter sein .

-ber auch durch die wirtschaftliche Entwicklung wer-
die Grenzen zwischen gewerkschaftlicher und politi-

^ Tätigkeit verwischt . Die in Syndikaten vereinten
^ rnehmer rühmen sich, daß sie von der GewerkschaftS -
jung weniger getroffen werden. Dadurch, daß

Industriezweige , wie der Kohlenbergbau und die
»eiler , Ga

^ / Reifenindustrie , in Syndikate vereinigt sind und nicht
■*C

n
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hier, mit auftritt , ist die Gefahr des Verlustes der Kund-
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schaft von Abnehmern ausgeschlossen . Etwaige Streiks
müßten sich gegen das ganze Syndikat richten, müßten
also Massenstreiks sein . Für diese sind schwer die Mit¬
tel zu beschaffen . Andererseits besteht aber für die Ar¬
beiter das beruhigende Gefühl, daß solche Streiks nie
durch Anwerbung von Streikbrechern verloren gehen
können . Je mehr aber die geeinten Unternehmungen
den Charakter öffentlicher Einrichtungen annehmen ,
umsomehr wird es Aufgabe der Gesetzgebung , die Miß¬
stände, die bei den Kleinunternehmern durch Streiks be¬
seitigt werden, auf dem Wege der Gesetzgebung zu be¬
seitigen. So wirken die Verhältniffe zusammen, gemein¬
same Tätigkeitsgebiete für Partei und Gewerkschaften zu
schaffen , und zwingen so die Arbeiter , mit ihren Organi¬
sationen zusammenzuwirken. Dadurch werden dann die
Befürchtungen der Arbeiter und die Hoffnungen der
Gegner, daß es je zu einem Zwiespalt zwischen Partei
und Gewerkschaften kommen könnte , endgiltig beseitigt.

Die großen Aufgaben, die sich die Partei auf dem Ge¬
biete der Förderung der Bildungsbestrebungcn
gesetzt hat, werden erfüllt werden ; denn für die mächtige
Kulturbewegung , die in der Sozialdemokratie zutage
tritt , gibt es keinen Rückschritt oder Stillstand , sondern
nur ein Vorwärts !

Die Parteigcnoffen in Sachsen, Preußen und Heffen
stehen vor neuen Wahlrech tskämpfen . Die säch¬
sische Regierung hat offen anerkannt , daß das gegen-
wärtig geltende Dreiklaffenwahlrecht unhaltbar ist und
hat einen Wahlrechtsgesetzentwurf ausgearbeitet und
veröffentlicht, der ein buntes Gemisch von Kurienwahl -
rccht , Pluralshstem und Proportionalwahlrecht ist . Der
Zweck dieses Gesetzes soll sein , nicht ganz so ungerecht zu
scheinen wie das gegenwärtige Gesetz, aber es soll ver¬
hindern , daß jemals die Sozialdemokraten die Mehrheit
im Landtag erhalten . Wenn auch mehr als neun Zehn¬
tel der Bevölkerung Sozialdemokraten werden, so sollen
doch die Gegner, und wenn sie noch so stark zusammen¬
schmelzen , immer die Mehrheit im Landtag behalten.
Einen Wert hat die Einbringung der neuen Vorlage in¬
soweit , als die Regierung das jetzige Wahlrecht als gro¬
bes Unrecht verurteilt . Was die Regierung aber an seine
Stelle setzen will, ist ein ebenso großes Unrecht und ein
so krauses Durcheinander , daß es unseren Genossen leicht
werden wird , auch gegen diesen Entwurf die Waffen
mobil zu machen .

Noch weiter zurück ist die Wahlrechtsfrage im Hei-
matlande des Dreiklassenwahlrechts, in Preußen .
Man redet und schreibt zwar, daß man auch in Regie¬
rungskreisen anfängt , die Unhaltbarkeit des Wahlun¬
rechts zu erkennen. Dieses ist aber nicht neu , denn Bis¬
marcks Ausspruch von „ dem elendesten aller Wahl¬
systeme " ist schon über vier Jahrzehnte alt . Jedenfalls
wird die Arbeiterklasse ihren Kampf gegen die Drei¬
klaffenschmach mit aller Energie weiterführen ! Der be¬
reits angesetzte preußische Landcsparteitag wird sich vor
allem mit der Wahlrechtsfrage zu beschäftigen haben.
Nichtsdestoweniger hat der Parteivorstand sich bereits
eingehend mit der Wahlrechtsfrage beschäftigt und alle
Vorbereitungen getroffen, die für eine mächtige Entfal¬
tung der Wahlrechtsbewegung in Preußen in Frage
kommen !

So steht die Partei vor großen Aufgaben. Je stärker
die Partei wird , um so heftiger wird der Widerstand der
Gegner . Daß dieser heftige Widerstand kommen werde,
hat jeder einsichtige Politiker vorausgesehen. Kein er¬
fahrener Genosse war im unklaren darüber , daß man
mit allen nur denkbaren Mitteln die Partei bekämpfen
werde. Aber bis jetzt haben noch alle Gewaltmittel ver¬
sagt, wenn die Herrschenden den Kulturfortschritt hem¬
men wollten ; so wird es auch mit dem Kampf gegen den
Sozialismus gehen .

Wenn wir auf die Vergangenheit zurückblicken , dann
zeigt sich, daß die Partei am stärksten wuchs , je heftiger
die Angriffe auf die Partei und die Arbeiterklasse waren.
Das erste Aufrütteln der Indifferenten besorgen in der
Regel die Gegner. Die so Aufgerüttelten zu Sozialdemo¬
kraten zu erziehen, daS ist die Aufgabe unserer Agi¬
tation . Der sogenannten Blockpolitik , die mit den letzten
Wahlen eingcleitet sein soll, fehlt jede positive Grund¬
lage. Es gibt keine politische Forderung , auf welche der
Block sich einigen könnte . Die einzige Frage , in welcher
der Block einig ist, ist der Ruf : „ Gegen die Sozialdemo¬
kratie"

. Bleibt diese Parole das Losungswort des
Blocks, dann können wir mit Sicherheit sagen, daß dieser
Kampf ebenso enden wird , wie die früherenKämpfe , näm¬
lich mit einem Siege der Sozialdemokratie !

Vom Parteitag überwiesene Anträge .
Der Mannheimer Parteitag hat dem Parteivorstand

eine Anzahl von Anträgen überwiesen, die wie folgt er¬
ledigt werden.

Mehrere Anträge verlangten , daß die Alkoholfrage
auf die Tagesordnung des nächsten Parteitages gesetzt
werde. Den Anträgen ist entsprochen worden.

Nach den Anträgen 120, 122 und 138 sollten Die
Landarbeiterfrage und Das Wahlrecht in den Einzel¬
staaten auf dem bevorstehenden Parteitage erörtert wer-
den . Diesen Anträgen haben wir uns nicht ange¬
schloffen. Die Wahlrechtsreformen sind in den drei
großen süddeutschen Bundesstaaten eben abgeschloffen
worden. In Sachsen und Heffen haben sich vor kurzem
die Landesparteitage mit der Wahlrechtsfrage beschäftigt
und die preußischen Genossen werden sich auf ihrem
Landesparteitage ebenfalls mit der Frage beschäftigen.
Es erschien uns deshalb nicht zweckmäßig , diese Frage
nun auch noch als besonderen Punkt auf die Tagesorb
nung des Essener Parteitages zu setzen. Die Landar
beiterfrage ist wohl sehr wichtig , aber doch nicht so bren¬
nend, daß ihre Erörterung schon auf dem kommenden
Parteitag notwendig wäre. Wir glaubten deshalb, diesen
Punkt vorläufig zurückstellen zu können, zumal die
Tagesordnung ohnehin schon sehr belastet ist.

Der Antrag 46 verlangt , daß alle für die Sozialdemo¬
kratie in agitatorischer Beziehung in Betracht kommen¬
den ReichSta

'
gSvrrhnndlnngen nach den stenographischen

Berichten in Broschürenform zum Selbstkostenpreis an
die Mitglieder der Partei abgegeben werden sollen . Der

Parteivorstand hat dem Antrag insofern zugestimmt, als
er bei wichtigen Verhandlungen Berichte bezw . den Wort¬
laut der Reden in Form von Broschüren , Flugschriften
oder Flugblätter herausgeben und den Parteiorgani¬
sationen möglichst billig zur Verfügung stellen will.

Der vom Parteitag eingesetzte Bildungsaus¬
schuß soll gemäß dem Beschlüsse des Parteitages ge¬
meinsam von Kontrollkommissionund Parteivorstand ge¬
wählt werden. In der gemeinsamen Sitzung am 7. No¬
vember wurden die Genossen David - Mainz , Hei -
mann - Berlin , Korn - Kiel, Mehring - Leipzig,
Schulz - Bremen , Vollmar - München und Klara
Zetkin - Stuttgart gewählt. Zum Geschäftsführer
des Bildungsausschuffes wurde Genosse Schulz bestimmt.
Der Tätigkeitsbericht des Bildungsausschusses ist diesem
Bericht angcfügt .

Der Parteitag hatte weiter bcschloffen, daß die Re¬
ferate über Sozialdemokratie und Bolkserziehung und
Strafrecht und Strafvollzug als Broschüren zur Massen¬
verbreitung herausgcgebcn werden sollten. Infolge der
Reichstagswahlen und der dadurch geschaffenen politi¬
schen Situation machte sich indes die Verbreitung der
Berichte einiger wichtigen Reichstagsverhandlungen not¬
wendig, wodurch die Ausführung dieser Beschlüsse ver¬
zögert wurde . Das Referat deS Genossen Schulz ist
vor kurzem als Broschüre unter dem Titel Sozial¬
demokratie und Schule erschienen .

Endlich hat der Parteitag bezüglich der Frage der
lokalorganisierten Gewerkschaften den Parteivorstand be¬
auftragt , bis zum nächsten Parteitag den Versuch zu
machen , in Verbindung mit der Generalkommission diese
Frage im Sinne der Resolution des Lübecker Parteitages
zu regeln. Im Einverständnis mit der Gcneralkommis-
sion haben wir am 28. März bei der Geschäftskommis¬
sion der Freien Vereinigung Deutscher Gewerkschaften
angefragt , ob sie bereit sei, mit uns auf Grundlage des
Mannheimer Beschlusses in Verhandlungen einzutreten .
DieGeschäfkskommission antwortete , daß sie sich zu solcher
Verhandlung nicht autorisiert halte ; sie

' werde aber
dieserhalb bei allen ihr angeschlossencn Organisationen
eine entsprechende Umfrage veranstalten . In Betracht
kommen 12 Zentralisationen und 18 lokale Organi¬
sationen . In der Umfrage wurden den Organisationen
folgende Fragen vorgelcgt:

1 . Soll die Geschäftskommission im Sinne des
Parteivorstandsschreibens überhaupt in Verhand¬
lungen rintreten ?

2. Ist in eurer Organisation Meinung vorhanden,
sich init dem zuständigen Zentralverbande zu ver¬
schmelzen ?

3 . Werdet ihr unter Umgehung der Geschäftskom¬
mission in Verhandlungen treten , die den Anschluß
eurer Organisation an die Zentralverbände bezwecken?
Am 31 . Mai teilte uns die Gcschäftskommission das

Ergebnis dieser Umfrage mit . Die Frage 1 wurde von
5 Organisationen mit Ja beantwortet , von einer nur be¬
dingungsweise ; eine überläßt es der Geschäftskommis¬
sion und eine weitere wollte erst Stellung nehmen. Die
Fragen 2 und 3 wurden von 2 Organisationen bejaht.
Am Schluffe ihres Schreibens bemerkte die Geschäfts¬
kommission :

„ Indem wir dem Parteivorstand dieses Resultat
unterbreiten , stellen wir zu gleicher Zeit anheim , dir
Schlüffe selber ziehen und nach eigenem Ermessen han¬
deln zu wollen."

Deutlicher erklärte sich die Geschäftskommissiou in
einem Artikel in Rr . 26 der Einigkeit vom 29 . Juni . Es
wurde darin die mit uns in derSache geführte Korrespon¬
denz veröffentlicht und am Schluffe folgendes bemerkt:

„Für uns ist diese Angelegenheit hoffentlich bis
zum 8 . Kongreß erledigt, wenigstens haben wir nicht
Lust, durch fortwährende Einigungsversuche usw . von
außen her die Fortentwicklung der Freien Vereinig¬
ung Deutscher Gewerkschaften stören und schädigen zu
lassen und dabei noch selber mitzuhelfen. Wem das
Programm und die Anschauungen, die in der Freien
Vereinigung vertreten und propagiert werden, nicht
paßt und wer befriedigt um deS lieben Friedens lind
anderer Gründe willen in die reformerischen Zen¬
tralverbände , die sich der Protektion der sozialdemo¬
kratischen Partei und deren gesamten Vorstände, ein¬
schließlich der Kontrollkommission , erfreuen , unter¬
kriechen will, der mag gehen. Wir stehen nach wie vor
auf dem Boden der Beschlüsse deS 7 . Kongresses , trotz
Lübeck, Mannheim und trotz Essen . Mit solidarischem
Gruß ! Für die Geschäftskommission : Fritz Kater ."

Wir hielten eS für zweckmäßig, trotzdem noch einen
weiteren Versuch zu unternehmen und wandten uns in
einem Schreiben direkt an sämtliche der Geschäftskom¬
mission angeschloffene Organisattonen . In dieseiu
Schreiben haben wir unter Hinweis auf die durch die
Verhältniffe gebotene Notwendigkeit der Einheit und
Geschlossenheit der Gewerkschafts - Organisationen
dringend ersucht , noch einmal die in Frage kommenden
Parteitagsbeschlüffe ernstlich in Erwägung zu ziehen und
unS mitzuteilen , ob sie zu Verhandlungen bereit seien.
Das Ergebnis dieser Umfrage lag bei der Abfassung
dieses Berichts noch nicht abgeschloffen vor .

»

Organisation .
Die Parteiorganisation hat im letzten Jahre einen

glänzenden Aufschwung genommen. DaS
Wort von der „niedergerittenen " Sozialdemokratie
konnte nicht besser abgetan werden, als es durch die
mächtige Erstarkung unserer Kampforganisationen ge
schehen ist . Stellt man die Mitgliederzahl von diesem
Jahre in Vergleich zu der vorjährigen, so ergibt sich :

1907 . Mitgliederzahl 630 466
1906 . . , . . Mitgli ederzahl 384 327

Zunahme 146139
Dar ist eine Zunahme von 30,8 Proz . Ein schönes

Zeugnis für den Fleiß und die Energie unserer Partei¬
genossen .

Rach den Berichten der Bezirks- und Landcsorgani -

sationcn ist die Partei zurzeit zu 13 Rcichstagswahl-
kreisen ohne organisatorische Verbindung. Es entfallen
davon auf die Agitationsbezirke Breslau 3 Wahlkreise ,
Ostpreußen , Köln, Oberlangenbiclau , Posen je 2 , Biele¬
feld, Metz je 1 .

In 46 Wahlkreisen haben ivir Vertrauensmänner ,
aber noch keine Vereinsorganisationen . Von diesen
Wahlkreisen entfallen auf die Agitationsbezirke: Posen
8 Wahlkreise, Bielefeld 8, Ostpreußen 6, Westpreußen,
Köln je 4 , Breslau , Kattowitz, Metz je 3 , Oberlangcn-
bielau , Elberfeld je 2 , Magdeburg, Dortmund und Nord¬
bayern je 1.

In den 17 Wahlkreisen, die dem Agitationsbezirk
Südbayern unterstehen, ist die Krcisorganisation noch
nicht durchgeführt. Ueber den Mitgliedersiand in diesen
Kreisen hat uns die Bezirksleitung Angaben gemacht .
Die Kreisorganisation soll in nächster Zeit durchgeführt
werden . In den 7 mecklenburgischen Wahlkreisen ist aus
vereinsgesetzlichcn Gründen eine geschloffene Organi¬
sation nicht möglich .

Von den verbleibenden 314 Wahlkreisen haben unS
292 über die Orgänisaiionsverhäliniffe berichtet . Trotz
mehrfacher dringender Mahnungen waren von den übri¬
gen Wahlkreisen bis zum äußersten Termin Angaben
nicht zu erlangen . Im vorigen Jahre hatten 16 von
diesen Wahlkreisen Angaben über den Miigliedcrstand
gemacht . Um einen Vergleich des Miiglicderstandes mrt
dem des Vorjahres zu ermöglichen , haben wir für diese
Wahlkreise die vorjährige Miigliederzahl auch in diesem
Jahre eingestellt. In 8 von den 292 Wahlkreisen , die
berichtet haben, ist die Krcisorganisation noch nicht
durchgeführt.

Ueber die Mitgliederzahl in den einzelnen Agi¬
tationsbezirken , die Mitgliederzunahme , die Zahl der
Ortsvereine und die Zahl der Bezirkssekrctärc gibt eine
dem gedruckten Bericht beigegebcne Tabelle Aufschluß .

Die Gesamtzahl der weiblichen Miiglieder betrügt
10 943 . Die Agitationsbezirke sind daran wie folgt be¬
teiligt :

Hamburg . . . . 2881
Leipzig . , . . 2868
Dresden . .. . . 1868
Bremen . .. . . 580
Jena . .. . . 578
Chemnitz . . . . 507
Weimar . . . . 407
Baden . ., . . 401
Zwickau . ., . . 354
Hessen . . . . 152
Lübeck . , . . 130
Oldenburg . .. . . 120
Württemberg . . . . 85
Sachsen-Meiningen . . >. . . 13

Im Einvernehmen mit den OrganisaiionSleitungen
haben wir im letzten Jahre für 7 weitere Bezirks - bezw.
Landcsorganisationen Parteisekretäre augestcllt,
und zwar für : Westpreußen Crispien-Dnnzig ;
Breslau Scholisch -Brcslau ; Magdeburg Bcims-
Magdeburg ; Bielefeld Klingenbagen-Biclcfeld;
Braunschweig Antrick - Braunschwcig . Die ncuge -
schaffencn Sekretärstellcn für Oldenburg und
Elsaß - Lothringen sind zurzeit nock, nicht besetzt.
Im ganzen sind bis jetzt in 33 Agitaiionsbczirkcn Par¬
teisekretäre tätig .

Die Organisationen der größeren Wahlkreise gehen
auch immer mehr dazu über, zur Führung ihrer Geschäfte
Sekretäre anzustellen. Zurzeit haben folgende Wahl¬
kreise Sekretäre angestellt: Breslau -Ost und
-West, Magdeburg , Ascherslcben - Calbe , Halle , Pinneberg ,
Hannover , Bielefeld , Dortmund , Bochum , Köln , Elber¬
feld , Düsseldorf, Essen , Mülheim a . Rh . , Crcfeld , Hagen,
Frankfurt a . M„ Nürnberg , Erlangen -Fürth , München ,
Dresden -Land , Mannheim , Offenbach -Darmstadt , Deffan,
Bremen je einen, Teltow-Beeskow , Berlin IV je zwei .

Ueber die Beitragsleistung der Mitglieder haben 285
Wahlkreise Angaben gemacht . Davon erheben 255 einen
einheitlichen Beitrag . In 27 Wahlkreisen ist die Bei¬
tragshöhe abgestuft. Es handelt sich da in der Regel um
Wahlkreise, die von den in den Landorien wohnen¬
den Mitgliedern einen geringeren Beitrag erheben , als
von den in den Städten wohnenden. Auch von den weib¬
lichen Mitgliedern wird rn der Regel ein geringerer
Beitrag erhoben ; meistens beträgt er die Hälfte von dem
der männlichen Mitglieder .

In letzter Zeit ist in einer erheblichen Anzahl von
Wahlkreisen der Mitglicderbcitrag erhöht worden .
Bei den gesteigerten großen Anforderungen, die der
Kampf an die Partei stellt , ist dies sehr zu begrüßen.
Die mit dem 1 . Juli in Kraft getretene» Beitragserhöh¬
ungen sind in unserer Aufstellung berücksichtigt worden .

Im März hat eine Konferenz der Sekretäre bezw .
Leiter unserer Bezirks- und Landesorgamsaiion.cn statt-
gesunden, auf der man sich mit Fragen der Organisation
und Agitation beschäftigte . Der Verlauf der Konferenz
war recht befriedigend. Die Anregungen, die sich ans
der dort geführten Aussprache ergaben, sind später bei
der Agitationsarbeit nutzbar gemacht worden .

Schiedsgerichte gemäß 8 27 des OrganisaiiousstatuiS
mußten wir in 49 Fällen berufen. Die Ausschlußanträge
wurden von den Schiedsgerichten in 16 Fällen abgelehnt,
in 6 Fällen konnte der Streit durch Vergleich erledigt
werden und in 13 Fällen erklärten die Angcschuldigten
vor Zusammentritt der Schiedsgerichte ihren Austritt
aus der Partei oder unterließen die Ernennung von
Schiedsgerichtsbeisitzern. Der Ausschluß der Angeschul¬
digten aus der Partei erfolgte in 14 Fällen. Soweit
diese Urteile für die Partei allgemeines Jntereffe haben ,
sind sie in der Parteiprefle veröffentlicht worden , so daß
sich hier deren Besprechung erübrigt . Wir müffen aber,
ebenso wie im vorjährigen Bericht , den Parteigenoffen
dringend empfehlen, bei der Stellung von Ausschluß¬
anträgen gegen Genoffen vorsichtig zu sein . d. h . nur
dann die Einsetzung eines Schiedsgerichts zu beantragen,
wenn die Voraussetzungen des § 2 des OrganisationS
statutS gegeben und ausreichende Beweismittel vor¬
handen sind .



Agitation.
Anfang Oktober beschloß der Pa ^ civorstand, die

Reichstagsfraktion zu ersuchen , beim Wiederzusammen¬
tritt des Reichstags die Negierung wegen der Fleisch -
n o t zu interpellieren . Zugleich wurden die Orgam -
satiousleitungen ersucht , mit einer entsprechenden Agi¬
tation durch Flugblattverbrcitung und Abhaltung von
Massenversammlungen der Aktion zu Hilfe zu kommen .
Ein von uns hcrausgcgebenes Flugblatt wurde im
Reiche in einer Auflage von zirka 3 Millionen verbreitet ;
einer großen Anzahl von Kreisen wurde cs unentgeltlich
geliefert.

Gemeinsam mit der Generalkommission der Gewerk¬
schaften wurde zu Anfang November eine umfassende
Agitation für den von der sozialdemokratischen Fraktion
cingcbrachtcn Heimarbeiterschutz -Gcsetzentwurf eingc -
leitet . Unter den Heimarbeitern und -Arbeiterinnen
wurde ein Flugblatt verbreitet und im Anschluß hieran
fanden in den Bezirken mit Heimarbeit Versammlungen
statt , in denen man sich mit dem Heimarbeiterschutzbe¬
schäftigte . Die dort beschlossenen Resolutionen wurde»
dem Reichstage zur Kenntnis gebracht . Die in Aussicht
stehende Beratung des Gesetzentwurfes ist jedoch durch
die Reichstagsauflösung vereitelt worden. Wann der
neue Reichstag sich mit dem so dringend notwendigen
Schutz der Heimarbeiter und Arbeiterinnen beschäftigen
wird , steht dahin. Bisher hat er' in seiner „nationalen
Begeisterung" dazu noch keine Zeit gefunden.

Nach den Reichstagswahlen wurden auf unsere Ver¬
anlassung die stenographischen Berichte der Reichstags-
sitzungcn , in denen über den Reichshaushaltetat und über
die Interpellation wegen der Wahlmachinationen der
Regierung verhandelt worden war , von der Buchhandlung
Vorwärts als Agitationsbroschürcn herausgegeben.
Außerdem sind noch die einzelnen Reden unserer Genos¬
sen als Flugschriften zur Massenverbreitung erschienen .
Die Rede des Genossen Richard Fischer vom 1b. März
wurde noch besonders als vierseitiges Flugblatt heraus¬
gegeben , das unter dem Titel „Ter Wahlschwindcl vor
dem Reichstage" in einer Auflage von 237 000 Exem¬
plaren im Reiche verbreitet worden ist.

Nach der Vertagung des Reichstags haben wir den
Genossen die Verbreitung des von uns herausgegebenen
Flugblattes : „Rückblick und Ausblick . Ein Wort an das
deutsche Volk"

, empfohlen.
Zur regelmäßigen Agitation wurde den Genosien, die

darum nachsuchten , in weitgehendem Matze Material zur
Verfügung gestellt .

Neue Agitationsschriften, die als Flugschriften zur
Massenverbreitung Verwendung finden sollen , werden in
nächster Zeit erscheinen . Sie sollen sich mit der Stellung
der Partei zu einzelnen wichtigen Fragen beschäftigen ,
so z . B . zur Arbeiterversicherung, zum Arbeiterschutz und
zur sozialen Reform ; zur kapitalistischen Wirtschaft ; zur
Schule , Wissenschaft und Kunst ; zum wissenschaftlichen ,
technischen und künstlerischen Proletariat und zu ähn¬
lichen Fragen .

Agitationskalcnder wurden auch in diesem Jahre wie¬
der für mehrere Agitationsbezirke von uns geliefert,
oder cs sind doch die Herstellungskostenvon uns getragen
worden. So für Ost - und Wcstpreußen, Mecklenburg,
Pommern , Hessen-Nassau , und den Bezirk Oberlangen -
bielau .

Zur Förderung der Weiterbildung der Genosien haben
wir solchen Partciorten kleine Bibliotheken
geliefert , die sich aus eigenen Mitteln eine Bibliothek
nicht beschaffen konnten. Solche Bibliotheken wurden
an 04 Orte abgegeben . — Die im vorjährigen Bericht
schon angekündigte Anleitung zum Selbststudium der
Genossen befindet sich im Druck .

Den schwächeren AgitationLbezirken wird zur Agi¬
tation regelmäßige finanzielle Beihilfe gewährt , die , wie
der Kassenbericht zeigt, zum Teil sehr hoch ist.

Ein Handbuch zum Gebrauche für unsere Agitatoren :
„Tic Wahltagen der bürgerlichen Parteien "

, ist in der
Presse. Darin werden auf Grund des gegnerischen Ma¬
terials die immer wiederkchrenden Verleumdungen der
Partei und deren Vertreter übersichtlich zusammen-
gestcllt und zurückgewiesen . — Die Zusammenstellung
der von der sozialdemokratischen Fraktion im Reichstage
seit dessen Bestehen eingebrachtcn Anträge und Gesetz¬
entwürfe erfordert eine recht umfangreiche Arbeit. In
nächster Zeit wird aber auch dieses

' Werk erscheinen .
Die Partei -Korrespondenz ist zu einem wichtigen

Hilfsmittel in der Agitation geworden. Sic erscheint in
einer Auflage von zirka 3000 und wird Miseren Rednern ,
den Reichstags- und Landtagsabgcordneten , den Redak¬
tionen der Partei - und Gewerkschaftspresse und den Or -
ganisationsleitungen regelmäßig zugestellt . Es erhalten
also alle Genosien, die leitend in die Agitation eingreifen,
die Partei -Korrespondenz. Da diese lediglich eine M a -
teri alienquelle für unsere Agitatoren sein soll,
konnten weitergehende Wünsche , die übrigens nur ganz
vereinzelt geltend gemacht wurden , nicht berücksichtigt
werden. Die Redaktion war bestrebt, den Bedürfnissen
der Genossen in weitgehendstem Maße Rechnung zu tra¬
gen. An Stelle des Genossen Grunwald , der nur vor¬
übergehend in die Redaktion eingetretcn war , ist Ge -
nasse D . Stückle» getreten.

Die Neichstagswahlen.
Die Sozialdemokratie hat die kapitalistische Kolonial¬

politik des Reichs , die naturnotwendig auf die Unter¬
drückung und Ausbeutung fremder Völker hinauslaufen
mutz , voll Anfang an bekämpft . Die grundsätzliche Ab¬
lehnung dieser Politik hat die Partei auch bei den Ver¬
handlungen über die von der Negierung beantragten
Nachtragsforderungen für Südwestafrika klar und rück¬
haltlos zunr Ausdruck gebracht .

Das Zentrum befolgte bei diesen Beratungen feine
alte zwiespältige Taktik . Es wollte von den beantragten
28 Millionen nur 20 Millionen bewilligen, um sich einer¬
seits beim Volke als Oppositionspartei in Erinnerung
zu bringen und andererseits der Regierung zu zeigen,
wie unentbehrlich es für sie ist. Der Zusammenstoß
Roerens mit der Regierung wegen des Falles Wistuba
und die dabei erfolgte Bloßstellung des Zentrums er¬
schwerten diesem jedoch den üblichen Rückzug . Als in der
Budgetkommissionsein Antrag , die Schutztruppe in Süd¬
westafrika vom 1 . April ab auf 2500 Mann herabzu¬
setzen, abgelehnt worden war , stimmte cs bei der zweiten
Lesung im Plenum neben den Sozialdemokraten und
gemeinsam mit den Welfen und Polen gegen die Regie¬
rungsforderung , so daß diese fiel.

Ebenso fiel der Vermittlungsvorschlag Ablaß, der nur
eine verschämte Formulierung der Regierungsforderung
war . Die Freisinnige Bolkspartei, die jahrzehntelang
und noch wenige Wochen vor diesem Konflikt die Kolo -
nialpolitik der Regierung bekämpft hatte, schwenkte bei
dieser Abstimmung in das Lager der Kolonialpatrioten .
Dieser Verrat der Freisinnigen war um so schmählicher ,
als Bülow kurz zuvor dem Reichstag sein Mitbestim¬
mungsrecht bei den Operationen in Südwestafrika be¬
stritten und ganz unverblümt die Selbstherrlichkeit für
seine imperialistische Politik proklamiert hatte .

Mit der Auflösung des Reichstags hatte eS Bülow
auffällig eilig . Er wartete damit nicht einmal bis
»ur dritten Lesung, bis zu der, wie schon so oft in ähn¬
lichen Fällen , eine Verständigung mit dem Zentrum

leicht hcrbeizuführen gewesen wäre , sondern er löste den
Reichstag gleich nach der Abstimmung in der zweiten
Lesung auf . Seitdem über das Treiben der Nebenregic-
rung von Eulenburg und Konsorten in Lic -
benburg Licht verbreitet worden ist, ist allerdings auch
klar geworden, daß cs mit dieser Eile Bülows eine ganz
besondere Bewandtnis gehabt hat : Bülow wollte sich
Wohl als starker Mann zeigen , um der Hofkamarilla nicht
zum Opfer zu fallen !

Am 16 . Dezember erschien im Vorwärts der Aufruf
unserer früheren Fraktion . Darin wurde eindring¬
lich auf den Ernst der Situation hingewiesen, die durch
die Reichstagsauflösung geschaffene politische Lage scharf
skizziert und die Haltung unserer Partei zu den wich¬
tigsten Fragen der Reichspolitik präzisiert .

Im Anschluß an den Aufruf forderte der Parteivor¬
stand die Parteigenossen auf , ungesäumt die erforder¬
lichen organisatorischen Vorbereitungen für den Wahl¬
kampf zu treffen . In einem an die Parteiorganisationen
gerichteten Zirkular wurden darauf bezügliche umgehende
Winke und Anweisungen gegeben .

Die Leitungen unserer Bezirks- bezw . Landesorgani¬
sationen übernahmen für die ihnen angegliederten Wahl¬
kreise die Funktion der Zentralwahlkomitres , eine Ein¬
richtung, die sich auch bei diesem Wahlkampf gut be¬
währt hat.

Das Handbuch für sozialdemokratische Wähler er¬
schien in einer Auflage von 6000 Exemplaren und kam
bereits am 1 . Januar zum Versand ; 5000 Exemplare
wurden an die Parteigenosien gratis abgegeben . Bei
der Kürze der Zeit , die für die Herstellung des Hand¬
buchs zur Verfügung stand, konnte es nicht in so großem
Umfange wie früher erscheinen . Es enthielt aber viele
Hinweise auf sonstiges leicht zu erlangendes Material ,
so daß es seinem Zweck voll genügt haben dürfte .

Zur Orientierung der Parteifunktionäre über die
wahlgesetzliche Materie wurde das kleine Heftchen Winke
zur "Reichstagswahl in einer Auflage von 78 000 Exem¬
plaren herausgegeben ; gratis abgegeben wurden davon
13 000 Exemplare.

Zur Hauptwahl wurden zehn Musterflugblätter her¬
ausgegeben. Zum Teil richteten sie sich gegen die ver¬
schiedenen gegnerischen Parteien , zum Teil wandten sie
sich an bestimmte Arbeiterschichten , z. B. an die Eisen¬
bahner . Landarbeiter und polnischen Arbeiter ; in einem
Flugblatt wurde besonders die Stellung der Sozialdemo¬
kratie zur Kolonialpolitik behandelt. Für eine Anzahl
von Wahlkreisen wurden die Flugblätter in einer Ge¬
samtauflage von etwa 1 Million auf unsere Kosten in
der Vorwärts -Druckerei hergestellt.

Dem großen Verlangen nach rednerischen Kräften
konnten wir zur Hauptwahl nur in geringem Maße ge¬
recht werden. Zur Stichwahl waren wir in der Lage ,
für 66 Versammlungen Redner zu beschaffen .

Die allgemeine Situation war zur Zeit der Reichs¬
tagsauflösung für die Regierung günstiger als vielfach
in der Partei angenommen wurde. Industrie und Handel
standen im Zeichen der Prosperität , dadurch wurden die
Wirkungen der durch die agrarische Zoll- und Absper¬
rungspolitik herborgerufenen Teuerung abgeschwächt .
Die letzte Ernte war eine besonders gute gewesen , so daß
trotz der hohen Kornzölle die Getreidepreise nicht er¬
heblich gestiegen waren .

Wohl standen die Fleischpreise recht hoch ; dieser
Preisstand brachte aber andererseits auch den kleinen
Bauern , die einen großen Teil ihres Einkommens auS
der Viehzucht , besonders der Schweinezucht ziehen, einen
augenblicklichen Vorteil . Die Verlegung des Wahlkampfes
in den Winter kam unseren Gegnern deshalb noch be¬
sonders zu statten . Weiter kam hinzu, daß seit den letz¬
ten allgemeinen Wahlen die Klassengegensätze
sich sehr verschärft hatten . Die erfreuliche Erstar¬
kung der Gewerkschaften und das Aufblühen der Arbei¬
terkonsumvereine hatten weite Kreise des politisch -kurz-
sichtigen Kleinbürgertums an die Seite der Scharfmacher
und der reaktionären „ Mittelstandsretter " geführt . Fer¬
ner war durch unsere Wahlrechtsdemonftrationen, durch
unsere Stellung zum politischen Massenstreik und zur
russischen Revolution der Haß und die Erbitterung der
Bourgeoisie aller Parteien gegen die Politik des klas-
senbewutzten Proletariats aufs höchste gesteigert worden.

In dieser Situation fiel es Bülow nicht schwer, die
von ihm so oft empfohlene Einigung der bürgerlichen
Parteien , zu der man für 1908 bereits alle Vorberei¬
tungen getroffen hatte , nun schnellstens herbeizuführen ;
allerdings unter Ausschluß des Zentrums . In seinem
Silvesterbrief riet Bülow dem Liberalismus , mehr und
mehr seinem „ negativen Doktrinarismus " und der
„ Uebertreibung der Prinzipien " zu entsagen ; der Gegen¬
satz zwischen den Parteien der Rechten und der bürger¬
lichen Linken, der bisher in wirtschaftlichen Fragen be¬
standen habe , müsse überbrückt werden, zumal der Le-
bcnsmittelwucher auf „ ein Jahrzehnt hinaus gesichert"
sei . Der Abneigung des Liberalismus gegen jede ernste
Sozialpolitik sollte offenbar mit dem Hinweis gedient
werden, daß «kein Staat für Gegenwart und Zukunft
der Arbeiter , für ihre materiellen und geistigen Bedürf¬
nisse mehr getan habe, als das deutsche Reich" . „Gegen
Sozialdemokraten , Polen , Welfen und Zentrum !" lautete
Bülows Wahlparole .

In einer ganzen Anzahl von Kreisen verzichtete der
Freisinn zugunsten der Reaktion auf eigene Kandidaten,
so daß wir schon bei den Hauptwahlen vielfach einer ge¬
schloffenen reaktionären Masse gegenüberstanden. —

Der Wahlkampf, der , je mehr er sich entwickelte , sich
immer mehr gegen die Sozialdemokratie konzentrierte,
ist von unseren Gegnern in der schamlosesten Weise ge¬
führt worden, und man hat ihn daher mit Recht mit
dem der Faschingswahlen im Jahre 1887 verglichen . Der
ganze amtliche Apparat ist in den Dienst des Regierungs¬
blocks gestellt worden. Dernburg hielt vor Professoren,
Industriellen und Börsianern Wahlreden und Bülow
spielte den finanziellen Makler für die Blockparteien.

Im Aufträge „der Wilhelmstraße " sind vom Gene¬
ralstab Flugschriften und Broschüren verfaßt und gedruckt
worden. Generalmajor Keim schrieb in einem seiner
bekannten Briefe , daß im Aufträge der Reichskanzlei
15 Millionen Flugschriften versandt und von der Reichs -
kanzlet bezahlt worden seien.

In direkter Verbindung mit dem amtlichen Wahl¬
apparat stand der angeblich unpolitische Flottenverein ,
dessen Wahlumtriebe durch die Veröffentlichung des
Briefwechsels, den der Vorstand des Flottenvereins mit
dem Reichskanzleramt und einer Anzahl Blockpolitiker
geführt hatte , bekannt wurden . Nach seinen eigenen
Angaben hat der Flottenverein etwa 20 Millionen Stück
Flugblätter und Broschüren verbreiten lassen , auch wurde
fcstgestellt , daß der Flottcnverein zu seinen eigenen er¬
heblichen Mitteln auch noch durch Vermittelung des
ReichskanzleramtcS Gelder für seine „nationale " Wahl¬
mache erhalten hat . Vom Oberkommando der Schutz¬
truppe wurden für die Wahlarbeit des FlottenvercinS
sogar Offiziere , Ordonnanzen , Kanzleidiener usw . ab-
kommandiert. Der Hauptmann Salzer , der für den
Flottenverein als Redner tätig war , schrieb in einem
Brief vom 25 . Januar unter anderem : „Ich habe mich
dem Flottenverein nur auf ausdrücklichen Wunsch des
OberkommandoS zur Verfügung gestellt ."

An finanziellen Mitteln mangelte es unseren Geg-
nern in diesem Wahlkampfe auch nicht . Die Großindu¬

striellen hatten sich verpflichtet, pro Kopf des beschäftig¬
ten Arbeiters 1 Mk . zu zahlen , und auch von den Ver¬
tretern des Bank- undBörsenkapitals find großeSummen
gespendet worden. Sie wußten sehr wohl , daß ihre Klas-
senintcreffen mit dem Wahlkampfe in engstem Zusam¬
menhang standen.

Dem Reichslügenverdand soll nach , seinem Berichte
über die Tätigkeit bei den Reichstagswahlen , die ReichS-
tagSauflösung nicht ganz unerwartet gekommen sein
Seine berüchtigte Korrespondenz, die bis dahin wöchent¬
lich erschien und von 1276 Zeitungen benutzt wurde , hat
er während der Wahlbewegung in 16 Nummern erschei¬
nen lassen . Den 50 Flugblättern gegen die Sozialdemo¬
kratie , die der Reichsverband schon vor den Wahlen auf
Lager hielt , wurden noch weitere 22 hinzugefügt.

' In
all diesen reichsverbändlerischen Sudeleien wird konse¬
quent und raffiniert die Methode befolgt, mit perfider ,
persönlicher Verunglimpfung bekannter Sozialdemokra¬
ten und mit der Verfälschung von Aeußerungen solcher
Genossen bei den Arbeitern das Vertrauen zur Sozial¬
demokratie und ihren Führern zu zerstören. Diese poli¬
tische Brunnenbergiftung , mit der sich die Regierung
durch Bülows Silvesterbrief einverstanden erklärt hat,
hat sogar Widerspruch bei einigen bürgerlichen Politikern
hcrvorgerufen .

Liebert und Genossen können für die Methode des
Reichsverbandes übrigens nicht einmal die geistige Va¬
terschaft beanspruchen; sie ist vielmehr lediglich eine Nach¬
ahmung der Methode, die von der M .-G l a d b a ch e r
Jesuitenschule schon bei ftüheren Wahlkämpfen
praktiFiert worden ist. Nachdem der gelehrige Jesuiten¬
schüler Liebert von Bülow als Wahlmacher legitimiert
worden war / bekam diese Methode offiziellen Charakter
und wurde von den bürgerlichen Parteien überall dort
befolgt, wo die Sozialdemokratie ernstlich in Frage
kam .

Die „nationale Wahlparole " wurde von den Kolo¬
nialdemagogen in der skrupellosesten Weise zur Aus¬
peitschung der nationalen Instinkte ausgenutzt.

Mit Vorliebe versuchten unsere Gegner die Wähler
auch mit dem angeblichen „Terrorismus der Genossen "
graulich zu machen , wozu in der Regel aus den Fingern
gesogene Räubergeschichten herhalten mußten .

Dagegen haben aber gerade bei der letzten Wahl
unsere Gegner ihre ökonomische Macht in der brutalsten
Weise zur Terrorisierung der Wähler auSgenutzt. Cha¬
rakteristisch ist hierfür das Vorgehen der nationallibe¬
ralen Scharfmacher im Saargebiet .

Auch in den Zentrumsdomänen — wo gegen uns nach
der M .-Gladbacher Methode gearbeitet wurde , die , wie
schon hervorgehoben, für die des Reichsverbandes vor¬
bildlich war — ist offen und versteckt in Reden, Predigten
und Zeitungsnotizen zu Gewalttätigkeiten gegen unsere
Flugblattverbreiter aufgefordert worden.

Daß infolge eines solchen , von allen Seiten mit nie
zuvor erreichter Heftigkeit geführten Wahlkampfes die
Wahlbeteiligung eine besonders starke sein muhte , ist
nicht weiter verwunderlich. Die Ziffern der Wahlbeteili-
gung übertrafen die aller früheren Wahlen . Von
13 350 698 Wahlberechtigten haben 11 303 483 Wähler bei
der Hauptwahl ihre Stimme abgegeben . Die Wahlbe¬
teiligung betrug danach 84,7 Prozent gegen 76,1 Prozent
im Jahre 1903.

Bei den Hauptwahlen erlangte die Partei 29 Mandate ,
gegen 56 im Jahre 1003 . An den Stichwahlen waren
wir in 90 Wahlkreisen beteiligt , gegen 118 im Jahrs
1003. Mandate errangen wir bei den Stichwahlen noch
14, so daß die Stärke der Reichstagsfraktion 43 gegen 81
im Jahre 1908 beträgt .

Die Partei verlor : Königsberg, Brandenburg ,
Frankfurt a . O . (allerdings bereits in einer Nachwahl
1904 schon) , Randow, Stettin , Breslau -Ost, Breslau -
West , Reichenbach i . Schief., Magdeburg , Halle, Zeitz,
Flensburg , Ottensen , Lauenburg , Frankfurt a . M .,
Lennep, Elberfeld , München I , Zittau , Löbau, Dresden -
Altstadt, Meißen , Pirna , Döbeln , Freiberg , Oschatz,
Leipzig-Stadt , Borna , Zschopau , Annaberg , Kirchberg ,
Plauen , Böblingen , Eßlingen , Göppingen, Darmstadt ,
Rostock , Weimar , Braunschweig, Sonneberg , Altenburg
(bereits in der Nachwahl 1904 ) , Gotha , Rudolstadt,
Neuß j . L„ Reust ä . L„ Bremen . — Behauptet hat die
Sozialdemokratie die übrigen 35 Kreise. Neugewon¬
nen wurden 8, nämlich : Straßburg i. E . , Mülhausen
i. E., Offenbach, Hanau , Wiesbaden , Höchst, Duisburg
und Bielefeld.

In 19 von den 38 Wahlkreisen, die wir verloren
haben, hatten wir einen Stimmenzuwachs , der teilweise
sogar recht erheblich war . So wurden sozialdemokratische
Stimmen abgegeben:

Wahlkreise 1903 1907
Frankfurt a . M . . . . 20178 28 869
Magdeburg . . . . 20 871 24 258
Königsberg i. Pr . . . 14 042 17 321
Göppingen . . . . . 8930 11700
Bremen . 27 362
Breslau -West . . . . 17 545 19 659
Eßlingen . . . . . 10168 12 256
Altena -Iserlohn . . . 10146 12 129
Breslau -Ost . . . . 14 831 16 591
Halle a . S . . 20 439 21 941
Settin . . 13111 14 528
Elberfeld -Barmen . 27 056 28 256

Dem Verlust der Mandate steht eine erhebliche Zu¬
nahme der Stimmenzahl gegenüber. Für die Sozial¬
demokraten wurden bei den Hauptwahlen Stimmen ab¬
gegeben :

1907 . 3 250 020
1903 . 3 010 771

Zunahme 248 249 — 8,2 Proz .
Von allen Wahlberechtigten haben 24,4 Prozent der

Wahlberechtigten für uns gestimmt, gegen 24,0 Prozent
im Jahre 1003.

Will man die Stimmenzunahme mit denen anderer
Wahlperioden vergleichen , so ergibt das einfache Unter»
und Nebeneinanderstellen der Ziffern kein richtiges Bild.
Denn der Gewinn an Stimmen ist nicht nur eine Frucht
der Wahlagitation , sondern in erster Linie der Erfolg
der Arbeit , die in dem Zeitraum geleistet wurde , der
zwischen den Wahlen liegt . Die zwischen den Wahlen
liegenden Zeitabschnitte sind aber von sehr verschiedener
Dauer . So lag z . B . zwischen den Jahren 1890 und 1803
ein Zeitraum von 28 Monaten und den beiden folgenden
Perioden ein Zeitraum von 60 Monaten . Dann wieder
zwischen 1903 und 1007 ein Zeitraum von 43 Monaten .
Unsere Stimmenzunahme ist aber auch erheblichen
Schwankungen unterworfen , die durch die politischen Er¬
eignisse der abgelaufenen Perioden hervorgerufen wer¬
den . Besondere Steigerungen traten immer dann ein,
wenn die Angriffe auf die Arbeiterklasse besonders heftig
waren und die Beutegier der Herrschenden recht kraß
hervortrat . So war z. B . in der Periode 1887/90 die
schlimmste Zeit der Puttkamerei . In derselben Periode
wurden die Branntweinlievesgaben geschaffen und der
Zoll für Brotgetreide von 8 Mk. auf 6 Mk . erhöht. In
der Zeit von 1898/1903 kam der Zuchthausgesetzentwurf
und der Wuchertarif ; dazu kamen uns besonders in Sach¬
sen noch mehrere landeSpokitische Vorkommnisse zur
Hilfe.

Wie sehr die Sozialdemokratie infolge der ungerechten

benachteiligt wird , tritt deu «̂tage, wenn man die den einzelnen Parteien »«„^2
rzielten Stimmenzabl

Wahlkreiseinteilung
tage, wenn man die _ „ . . . .
Mandate mit der erzielten Stimmenzahl

Parteien
Bei den Haupt«

wählen abge-

Sozialdemokratie
gebene Stimmen

8259 020
Zentrum 2 179 74Y
Nationalliberale 1667 048
Deutsch -Konservative 1060 200
Freisinnige Volkspartei 736 006

471 863Reichspartei
Polen 458 868
Freisinnige Vereinigung 259 320
Deutsche Reformpartei 248 584
Wirtschaftliche Vereinigung 223 996
Deutsche Volkspartei 138 607
Andere Parteien 292 8511
Unbestimmt 194 202 /
Zersplittert 8 018

11 $62 775

"«rgle^
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Von einem gleichen Wahlrecht kann dar,, »
niehr geredet werden. ”*

Das Wahlergebnis ist in der Parteipreffe
Parteiversammlungen eingehend besprochen
Abgesehen von den voreiligen und vorlauten
die mehrere Genossen sofort nach den Wahlen in

"
außerhalb der Partei stehenden Blättern veröfsentsî
die indes fast einmütigen Widerspruch bei den
genossen fanden , stimmte die Partei in der Wüchj^des Wahlresultats im wesentlichen überein mit d« zfassung, die der Parteivorstand in einem Aufruf -

'
die Partei !" vom 9. Februar niedergelegt hat .

So sehr auch der Wahlausfall von der Regierung„den bürgerlichen Parteien bejubelt wurde , NiedergM
genheit oder gar Entmutigung hat er in unseren ^
nicht erzeugt. Unsere Genossen bekundeten dieln,,überall «ngeschwächten KampseSmut. Unmittelbar tt,der Wahl ist fast allerorts eine lebhafte und sehr erh
reiche Agitation zur Stärkung der Organisation und
Gewinnung neuer Leser für die Parteipreffe enifrJ
worden.

Bei der mündlichen Agitation muß allerdings n«i
sichtigt werden, daß der Mangel an Bersammlungsickai
noch immer recht groß ist, und daß schon deshalb der W
kung dieser Agitation verhältnismäßig enge Grenz
gezogen sind . Abgesehen von Südbayern , worüber n
Angaben nicht vorliegen, stehen uns in 50 Wahllreji
Versammlungslokale überhaupt nicht zur Verfüg
Davon entfallen auf die östlichen Provinzen 89 »stci
auf die westlichen 9 und auf Mitteldeutschland 2.
vielen anderen Kreisen wird über Lokalmangel gessg
verursacht durch den von Gegnern und Behörden
die Lokalinhaber ausgeübten Druck .

In der schriftlichen Agitation ist großes geleistet w,
den . Die Gesamtauflage der im Reiche »
unserer Partei verbreiteten Flugschriften belL
sich auf etwa 55,5 Millionen .

Der Wahlkampf hat im ganzen Reiche eine Ges,
ausgabe von rund 157Ü 000 Mk. erfordert,
412118,29 Mk . von der Zentralkasse getragen w.-H
sind . Von der letzteren Summe sind 393 840,49 Mk. i
Bezirks- bezw . Landesorganisationen als Zuschuß
währt worden, der sich auf die einzelnen Bezirke i
folgt verteilt :

Agitationsbezirk« Zahl der
Wahlkreise

Zuftuj
von da

Zentralst
Ostpreußen 17 Hi - 0
Westpreußen 13 100??',-
Groß- Berlin 8 —

Brandenburg 18 200011?
Pommern 14 12 «W
Posen 15 eiagf
Schlesien (Breslau ) 15 11161,1

„ (Görlitz ) 7 T»
„ (Oberlangrnbielan ) 7

S„ (Kattowitz ) 6
Prov . Sachsen (Magdeburg) 8 10 M

„ „ (Halle a. S .) 8 18 «N
Erfurt 4 6 ^
-Schleswig -Holstein
Hannover
Westfalen (Bielefeld)

„ (Dortmund)
Rheinprovinz (Köln )

., (Elberfeld)
Saargebiet

10
11
12
5

30
15
3

Hessen- Nassau (Frankfurt a. M.) 12 IS i
„ . (Kassel) 6 lu M -

Nord- Bayern 20 20 K-U-
Süd -Bayern 20 —
Pfalz 6 —
Sachsen-Dresden 9 7 000,-

„ -Leipzig 4 —
„ -Chemnitz 7 16 000,-
„ -Zwickau 8 IlM -

Württemberg 18 15 »OH¬
Baden 14 IO «'Oft-
Hessen
Mecklenburg
Thüringen «Weimar)

(Jena )
Coburg-Gotha
Oldenburg
Braunschweig
Sachsen -Meiningen
Anhalt
Hamburg
Bremen
Lübeck
Elsaß-Lothringen

9
7
5
4
1
5
8
2
2
8
6
1

15

18000 ,-
182*6'
11900 ,-
4 004/

4 m -

lHOft -
Ja

3 ( 77«

897 308 84ftJ
Hat so die Partei in agitatorischer Hinsicht und

der Beschaffung von Geldmitteln geradezu «rstaun»"
geleistet , so hat es aber vielerwärtS an der sorgst'»«
Vorbereitung und der gründlichen Durchführung
geuannten Kleinarbeit , der wahltechntsch « » j
ganisotion , doch sehr gemangelt. ES must *«!
ausgesprochen werden, daß tn manche « Kreisen ^
Gegner auf diesem Gebiete unseren Genosse« ssr»
waren.

es
Verstärkt durch die »Partei der Nichtwähler" | '
dann den bürgerlichen Parteien , unS in einer <>’

von Wahlkreisen niederzusnmmen. Wie sehr unser
datsverlust auf diesen Umstand zurückzuftihren ist-
folgende Berechnung:

«lg
:»i

Prozentsatz der für
unS abgegebenen

Stimmen der Wahl¬
berechtigten bei den

Wahlen

Hauptwahlen

85—40 1907
1908

40- 45 1907
1908

45- 50 1907
1008

SberSO 1907
1906

82
27
82
88
10
12
11
18

4
jt
!t

Am deutlichsten tritt dieser Umstand in der
von Wahlkreisenin Erscheinung , in denen 40 bis
der Wahlberechtigten für u«S gestimmt haken.

• ‘ " - UreiHauptwahlen 1008 war die » in 88 Wahl
und in 28 dieser Wahlkreise fiel uns dasmBei den letzten Wahlen erreichten wir tn 88
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Oaslelbe Stimmenverhältnis , aber nur in 8 von diesen
Wahlkreisen errangen wir das Mandat .

Di« Stichwahlpatole des Partrivoxstandetz wurde im
vorwärts vom 2J . Jc^iuar̂ Veröffentlicht . Die Parole

kam es
v. „ . . . r ,- Gegners "

, U einer Auseinandersetzung. Das Vorgehen dieser Ge¬
flossen wqr aber insofern begreiflich, als die Freisinnigen
auch in den Stichwahlen fast überall der Reaktion Zu-
trewerdienste geleistet haben. Zu den 11 Mandaten , die
sie bereits bei vtii Hauptwahlen der Reaktion auslieferten ,
haben sie dieser bei den Stichwahlen noch weitere 32
Mandate zligrschnnzt .

Damit di« Sündenliste des Freisinns nicht
der Vergessenheit aNheimfällt, soll sie hier aufaefÜhrt
Werden. Zunächst di« Kreise , die der Freisinn durch Ver¬
zicht auf eigene Kandidaturen den Parteien
-er Rechten ausgeliefert hat . Zu diesem Zwecke führen
wir di« Stimmen auf, die der Freisinn im Jahre 1903
ausgebracht hat, und daS Mehr, daS der Gegenkandidat
-er Sozialdemokratie dadurch am 25. Januar erzielte :

Freisinnige
Stimmen

Parteibezeichnung
Mehrheit de»

1903 gegnerischen Kandidaten
Elberfeld- Barmen . 4 529 4151 Antis .
Kanzkrben . . . 408 691 Äntis .
München 1 . . . 712 1426 natl .
Korna- Lschatz . . 3162 3457 Rv.
Lannstajt . . . 2759 3182 natl .
Eßlingen . . . . 42i7 2936 natl .
Neuß j. L. . . . 10806 2 723 natl
tzchwarzburgR .- S . 3 271 4 982 natl .
Breslau -Ost . . 6144 0 624 kons .
Lövau . 2 644 2 954 natl .
Pirna . 1899 i 645 Antis .

Bei den Stichwahlen hat der Freisinn den Par¬
teien der Rechten die Mandate folgender Wahlkreise ver¬
schafft , und zwar :

den Konservativen 7,
nämlich : PotSdam -Osthavelland, Randow- Greifen-
hagen, Striegau -Schweidnitz , Grünberg -Freystadt,
Querfurt , Malchin -Waren und Güstrow ;

den Reichsparteilern 7,
nämlich : Zauch -Belzig, Kottbus-Spremberg , Bitter -
feld-DelWch , Harburg -Buxtehude , Mecklenburg -
Strelitz, Sachsen - Altenburg und Schaumburg-Lippe ;

den Nationalliberalen 11 ,
nämlich : Potsdam -Westhavelland, Wolmirstedt» Neu -
haldenSleben, Liebenwerda-Torgau , Apenrade-
Flensburg , Dithmarschen, Döbeln- Roßwein, Anna-
herg- Eibenstöck, Darnistadt , Rostock , Jena und
Sachsen - Coburg ;

den Antisemiten : 6.
uämlich : Eschwege- Schmalkalden, Weimar, Eisenach
und Holzminden , Meißen- Großenhain , Elberfeld-
Barmen ;

dem Bund der Landwirte 1 ,
nämlich : Kaiserslautern .

Der Freisinn hat als Oppositionspartei ausgelebt.
Mit seinen Verrätereien bei den Reichstagswahlen ist er
zum willfährigen Handlanger der Reaktion herabgesunken .
Die Sozialdemokiatie wird in Zukunft die einzige Partei
sein, die für hie wirtschaftlichen und so ialen Interessen
der Arbeiterllasse kämpft , die einzige Partei , die für die
demokratische Entwicklung des Reiches eintritt .

Mehr denn je ist das Proletariat in seinem Be¬
freiungskämpfe auf sich selbst, auf seine eigene Kraft an¬
gewiesen . Mit desto größerem Eifer müssen daher unsere
Parteigenossen ihre ganze Kraft in den Dienst unserer
Sache stellen . Haben wir den Wahlkamps trotz der
schamlosesten Hetze und des äußersten Aufgebots
unserer Feinde als die unüberwindliche Dreimillionen-
fartei bestanden , so muß cs uns bei sorgfältiger inten¬
siver und unermüdlicher OrganisativnS - und Ausklärungs¬
arbeit auch gelingen, die uns noch fernstehendenKlassen¬
genossen mehr und mehr um unsere Banner zu sammeln
Und so neue Erfolge und neue Siege für die Partei zu
erkämpfen .

Nachwahlen znm Reichstag .
Nachwahlen zum Reichstage, an denen die Partei be¬

teiligt war, haben in der Zeit vom 1 . August 1906 bis
iimi 1 . Juli 1907 sechs stattaefunden. Davon fanden
drei vor der Auflösung des Reichstages statt . Die bis¬
herigen Abgeordneten dieser drei Kreise waren verstorben,
darunter der Genosse Grünberg , der den Wahlkreis
Dvbelu-Rossen- Roßwein vertreten hatte . An seine Stelle
Wurde in der Nachirahl Genosse Pinkau gewählt. In
den beiden anderen Kreisen , Stade -Bremervörde und
Hadersleben- Sonderburg , haben wir mit Stimmenzuwachs
abge chlosien.

Bei de» allgemeinen Wahlen im Januar war der
freisinnige Flotteuvereiusstipendiat Eickhoff doppelt ge¬
wählt worden. Das Mandat für Mühlhausen- Langen¬
salza legte er daraufhin nieder, wodurch er aber mit
seinem dortigen Wahlkomitee in heftige Differenzen ge¬
riet ; er sollte versprochen haben, eventuell das Mühl¬
hauser Mandat zu behalten, was Eickhoff jedoch bestritt .
Aber allen Reinwaschungsversuchen znm Trotz haben
schließlich Mitglieder des früheren Vorstandes der ver¬
einigten liberalen Parteien in Mühlhausen am 29. April
«ine Erllärung veröffentlicht , in der behauptet wird, Eick¬
hoff bobe in der Komiteesitzung am 22. Dezember 1900
versprochen , im Falle seiner Doppelwahl seinen Thü¬
ringer Wählern treu zu bleiben. In der Nachwahl ging
das Mandat , das bis dahin zum alten freisinnigen Be¬
sitzstand gezählt halte, auf die Konservativen über . Für
uns war bei dieser Wahl ein größerer Erfolg von vorn¬
herein ausgeschlossen , zunial das Zentrum, das sich mit
seinen 2000 Stimmen am 25 . Januar an der Wahl nicht
beteiligte, bei der Nachwahl für den Konservativen ein -
lrat . Bei der Nachwahl im Kreise Schleiden - Mal -
medy kamen wir nicht ernstlich in Betracht.

Die Nachwahl in Glauchau - Meerane ist durch
den Tod unseres Genossen Ignaz Auer erforderlich
geworden .

Die Ansetzung der Nachwahl erfolgte mit ungewohnter
Schnelligkeit; schon 16 Tage nach dein Tode Auers fand
sie statt. Diese Eile hatte zweifellos eine Ueberrumpelung
unserer Genossen zum Zweck . Die wohlvorbereiteten
Gegner führten den Wahlkampf mit skrupellosester Heftig¬
keit , und zwar ganz nach der Methode und mit den
Waffen des Reichsverbandes Die gesamte bürgerliche
Presse des Wahlkreises brachte täglich die gemeinsten An¬
griffe gegen die Partei , und täglich haben die Gegner
der Auto den Kreis mit Flugblättern überschwemmt ,
ver ^ummlungen hielten sie in großer Zahl ab ; besetzten
aber auch alle von uns veranstalteten Versammlung mit
Rednern. Der gegnerische Kandidat sprach in jeder Vrr-
sami. iluug, in der unser Kandidat Molkenbuhr referierte.
In den letzten Tagen versuchten die Gegner systematisch
unsere Versammlungen zu sprengen.

Dem Ausgange des Kampfes, der fich in den letzten
Tagen bis zur Siedehitze gesteigert hatte , wurde überall
mit der größten Spannung entgegrngesehen. Unsere
Genossen im Kreise Glauchau-Meerane haben die Er¬
wartungen. die man auf sie setzen durste, nicht getäuscht ;
sie haben den Wahlkreis Auer nicht nur glänzend be¬
hauptet, sondern sie haben den Gegnern auch eine em¬
pfindliche Niederlage bereitet. Die Gegner verloren
gegen di« Wahl am 25. Januar 742 Stimmen , während
wir eine Zunahm« von 392 Stimmen zu verzeichnen
hatten. Unsere Stimmenzahl wäre erheblich größer ge¬
wesen und würde nicht west hinter der des Jahres 1908
»urückgeblieben sein, wenn nicht infolge einer Verfügung
des WahlkommiffärS diejenigen Wähler, die feit dem
>5. Januar aus ihrem Bezirk verzogen waren , bei der
Nachwahl in ihrem alten Wahlbezirk nicht wählen dursten
und dadurch ihre» Wahlrecht » verlustig gegangen sind .
Von dieser Maßnahme wurden sehr viele Arbeiter be-
Srossen , weil zwischen den allgemeinen Wahlen und der

" Nachwahl der 1 . April alS Umzugstermin lag.
DaS Wahlergebnis hat im bugrrlichen Lager große« sttäuschung hervorgerufen. Da« »Leipziger Tageblatt "

schreib : Man ist auf bürgerlicher S «it« in einem Kampf,

unterlegen , in dem man dieKräfte aufShöchste
anspannte . DaS muß offen zugestanden werden. "
Und die « Deutsche Tageszeitung " gab den bürgerlichen
Parteien den dringenden Rat , auf der Hur zu sein,
„ damit sie bei den nächsten Reichstagswahlen nicht wieder
eine so unliebsame Ileberraschung erleben, wie bei der
auf die glückliche ReichStagSwahl im Jahre 1887 folgen¬
den Wahl des JahreS 1890 ."

Landtagswahle «.
Im Dezemher und Januar fanden in Würt¬

temberg die Neuwahlen zum Landtage statt ,
und zwar zum ersten Male auf Grund der durch
die Verfassungsreform geschaffenen neuen Verhält
nisse. An: 6 . Dezeniber wurden die Bezirkswahle»
vollzogen , wobei für jedes Oberamt und die Städte
je ein Abgeordneter zu wählen war . Die Pro
portionalwahl wllrde hier zntn ersten Male in
Deutschland bei Wahlen zu einer politischen Körper
schaft angewandt.

Im ersten Wahlgange ist die Entscheidung über
48 Mandate gefallen, wobei der Sozialdemokratie
fünf Sitze zufielen . Von den sechs Mandaten der
Stadt Stuttgart eroberten unsere Genossen drei.
Die Sozialdemokratie hatte von allen Parteien den
stärksten Stimmenzuwachs zu verzeichnen ; sie der
einigte 91 717 Stimmen auf sich , gegen 68 721 im
Jahre I960, hatte also eine Zunahme von 32 996
Stimmen . Die Partei ist demnach in der Reihen
folge der Parteien von der vierten Stelle , an der
sie bisher marschierte , an die erste Stelle gerückt.

In 27 Bezirken mußte eine zweite Wahl statt
finden . Da der Stichwahlzwang aufgehoben ist,
konnten alle am ersten Wahlgang beteiligt ge
wesenen und selbst neuaufgestellte Kandidaten bei
den Nachwahlen auftreten ; entscheidend ist die
relative Mehrheit.

Nur durch die freiwillige Zurückziehung aussichts
loser Kandidaturen konnte die Möglichkeit der Unter
stützung des „kleineren Nebels" herbeigeführt wer
den . Dieser Weg ist mit der zwischen der Sozial
demokratie und Volkspartei erzielten Verständigung
beschritten worden. Entscheidend war der Gesichts
Punkt , daß nirgends durch Aufrechterhaltung einer
aussichtslosen Kandidatur die Gefahr des Sieges
eines reaktionären Kandidaten heraufbeschworen
oder erhöht werden sollte . Wo diese Gefahr nicht
vorhanden war . gingen unsere Genossen selbständig
vor. Die am 18 . Dezeinber stattgefundenen Nach
Wahlen hatten folgendes Ergebnis :

Das „ rote" Kartell , wie das Wahlabkommen von
Sozialdemokratie und Volkspartei von den Gegnern
getauft worden war , tat seine Wirkung in 13 von
den 20 Kreisen , die in dasselbe hineinbezogen wor
den waren . Die Sozialdemokratie erhielt durch
das Abkommen drei statt der beabsichtigten fünf,
die Volkspartei zehn statt der beabsichtigten fünf¬
zehn Mandate . Es waren mithin sieben Wahl
kreise nicht zu halten ; zwei davon erhielt das
Zentrum , zwei die Nationalliberaleil und drei der
Bauernbund . Von den sieben Kreisen, die das
Abkommen freigelassen hatte, eroberte die Sozial
demokratie aus eigener Kraft drei . Während die
Sozialdemokratie , wie die Einzelergebnisfe aus
weisen , überall geschlossen für die Volkspartei ein
getreten ist, wo das Abkommen es erforderte , kann
das Gleiche von der Volkspartei nicht behauptet
werden.

'
Am 9 Januar wurden dann noch 17 Abgeordnete

durch den Landesproporz gewählt . Das ganze Land
ist zu diesem Zwecke in zwei Landeswablkreise ein
geteilt, von denen der eine neun und der andere
acht Abgeordnete wählt . Bei diesen Wahlen fielen
der Partei noch vier Mandate zu, so daß die Frak
tionsstärke unserer Partei jetzt 16 beträgt , gegen 7
beim vorhergehenden Landtag .

Der Wahlkampf hat wegen seines Zusammen
treffcns mit den Wahlen zum Reichstag an den
Fleiß und die Opferfreude der württembergischen
Parteigenossen die höchsten Anforderungen gestellt .

Unter denselben Umständen mußten die Ham¬
burger Parteigenossen den Kampf zu den Bürger¬
schaftswahlen führen . Dort fanden die all¬
gemeinen Wahlen ani 1 . Februar statt ; eS waren
die ersten Wahlen, die nach der im porigen Jahre
durchgeführteu Wahlrechtsverfchlechterung vollzogen
wurden. Auch dort ist das Proportionalwahlver
fahren eingeführt, das wegen der Klasseneinteilung
der Bürger noch komplizierter ist als das in Wärt
temberg. Die Hamburger Bürgerwähler haben bei
dieser Wahl den Wahlrechtsräubern eine nicht miß-
zuverstehende Antwort erteilt . Hätten diese sich
nicht durch die Klasseneinteilung geschützt , so wären
sie sänitlich hinweggefegt worden . Fast zwei
Drittel der Wähler haben gegen den Wahlrechts¬
umsturz gestimmt .

Die sozialdemokratische Vorschlagsliste hat in der
1 . Klasse 5686 . in der 2 . Klasse 135 400 Stimmen
auf sich vereinigt. Das heißt in der 1 . Klasse
haben 466, in der 2 . Klasse 11 283 Bürger für die
sozialdemokratische Liste gestimmt. Bei gerechter
Proportionalwahl ohne Klasseneinteilung würden
der Sozialdemokratie von den 38 in der Stadt zu
vergebenden Mandaten etwa 17 zugefallen sein.
Jetzt sind es nur 10 ; eins in der 1 . Klasse und
neun in der 2 . Klasse . Die Klasseneinteilung hat
also die Sozialdemokratie um ca . 40 Proz .
ihres Rechtes betrogen .

Es gelang uns dann noch , bei den am 16 . Februar
stattgefundenen Grimdeigentümerwahlen ein wei¬
teres Mandat zu erringen . Auf unseren Kandi¬
daten fielen hier 3811 Stimmen . Da jeder Wähler
20 Stimmen abgab, haben 190 Grundeigentümer
für unsere Liste gestinmit . Bei den Wahlen han¬
delte es sich um eine halbschichtige Erneuerung der
Bürgerschaft, so daß unsere Fraktion mit den nicht
zur Wahl gestandenen 8 Mandate jetzt 19 Köpfe
stark ist, gegen 13 vor den Neuwahlen . Das Wahl¬
ergebnis ist ein großer Erfolg der Partei . Was
unsere Genossen unter dem neuen Wahlgesetz er¬
reichen konnten , ist ziemlich bis an die Grenze des
Möglichen erreicht worden.

Ende November fanden im Großherzog '-
tum Sachsen - Weimar die Landtagswahlen
statt. Infolge der neuen Wahlkreisgeometrie ver¬
loren wir das Mandat für Ilmenau , dagegen ge¬
wannen wir aber das für Ruhla . Die Wahlkreise
Apolda-Land und Allstedt wurden von unseren
Genossen behauptet. Die Sozialdemokratie hat danach
auch im jetzigen Landtag drei Mandate inne.

Einen schönen Erfolg hatten unsere Genossen in
Elsaß-Lothringen bei den im September stattge¬
fundenen BezirkStagSwablen aufzuweisen.
Sie beteiligten sich in 17 von Sil zur Wahl stehen¬
den Kantonen und haben zu den bisher inne¬
gehabten zwei Mandaten noch drei hinzugewonnen,und zwar : Geispoldsheim , Schiltigheim und Geb¬
weiler. Die wichtigste Funktion der Bezirkstage
ist die Wahl von 84 der 58 LandeSausschußmit-
glieder.

In Sachsen - Altenburg fanden im März
die Landtagswahlen statt. ES waren die ersten

Wahlen größeren Umfangs, die nach den Hotten¬
tottenwahlen imReiche stattfanden.DerReichsverband
hatte wie bei der Reichstagswahl auch bei diesen
Wahlen in den von der Sozialdemokratie bedroh¬
ten Wahlbezirken die Ägitationsarbeit übernominen .
Unsere Genossen haben jedoch die bisher innege»
habten drei Sitze in der dritten Abteilung glän -
zend behauptet. In der Stadt Altcnburg siegten
wir mit 2364 gegen 1550 , in den Städten des
Ostkreises mit 1628 gegen 749 und in den Städten
des Westkreises mit 992 gegen 636 Stimme » . Der
sozialdemokratische Stinnnenzuwachs beträgt 620.

An: 31 . Mai fanden die Landtagswahlen
in Bayern statt ; sie wurden das erste Mal
unter dem direkten Wahlrecht vollzogen . Trotz der
Beschwerung mit einer einjährigen Steuerkarenz¬
zeit , der Ableistung des Verfassungseides als Vor¬
bedingung der Wahl, Hinaufrückung des Wahl¬
alters vom 21 . auf das 25 . Lebensjahr , der vexa -
torischen Auslegung der Bestimmungen über den
Wohnsitz und anderer schikanöser Machenschaften
der Ober - und Unterbehörden, hatte die Sozial¬
demokratie einen großen Erfolg zu verzeichnen .
Wir haben 20 Mandate errungen , gegen 12 im
verflossenen Landtag . Acht Mandate in München,
fünf in Nürnberg , vier in der Pfalz , zwei in Fürth
und eins in Erlangen haben wir den vereinigten
Gegnern abgerungen. Dabei muß beachtet wer¬
den , daß von den 12 Mandstten im letzten Land¬
tage höchstens drei aus eigener Kraft erkämpft
wurden, so daß wir eigentlich 17 Mandate ge-
Wonnen haben. Von allen Parteien hat
die Sozialdemokratie die größten
Erfolge aufzuweisen . Es ist nicht mög¬
lich , die Stimmergebnifie mit denen ftüherer Land¬
tagswahlen oder mit denen der Reichstagswahlen
zu vergleichen , weil die neuen wahlgesetzlichen Be¬
stimmungen einen stichhaltigen Vergleich aus -
schließen. Im ganzen Lande erzielten wir 169 649
Stimmen . Wir haben fast durchweg mit ansehn¬
lichen Mehrheiten gesiegt ; in mehreren Kreisen
sind wir mit starken Minoritäten unterlegen . Das
Zentrum , das bei der Wahlkreisgeometrie sehr be¬
vorzugt worden war , hat sich behauptet , während
die Blockparteien , deren Kandidaten meist treue
Gefährten deS ReichSverbandes waren, nur mit
Hülfe der reaktionärsten Elemente, der Konserva¬
tiven und Bündler , mühsam ihre Position behaup¬
ten konnten . Unsere Genossen setzten gleich nach
den Reichstagswahlen mit einer äußerst intensiven
Agitation ein ; die Erfolge ihrer Arbeit wurden
in der Partei mit großer Befriedigung begrüßt .

Bei einer Bürgsrschaftsersatzwahl in
Bremen verloren unsere Genossen das von dem
verstorbenen Genossen Struckmann innegeüabte
Mandat trotz Stimmenzunahme , weil die Bürger¬
lichen bei dieser Wahl zusammengingen.

Zurzeit ist die Partei in den Parlamenten von
18 deutschen Bundesstaaten nrit 136
Abgeordneten vertreten :

Bayern 20
Hamburg 19
Bremen 17
Württemberg 16
Baden 12
Hessen 7
Sachsen - Meiningen 7
Schwarzburg- Rudolstadt 7
Koburg- Gotha 6
Oldenburg 4
Lübeck 4
Reuß j . L . 4
Sachsen - Weimar 3
Sachsen -Altenburg 3
Lippe 8
Anhalt 2
Sachsen . 1
Schaumburg -Lippe 1

Gemeindewahle «.
Unsere Parteigenossen sind heute überall dort,

wo die plutokratischen Wahlsysteme nicht von vorn¬
herein jede Aussicht auf Erfolg ausfchließen, be¬
strebt, Einfluß auf die Gemeindeverwaltungen zu
erlangen . Die Tätigkeit unserer Vertreter ut den
Gemeinden bildet einen vielversprechenden , wichftgen
Zweig der Parteibewegung . Diese Arbeit ist zwar
sehr mühevoll, sie bietet aber auch viel Gelegenheit,unmittelbar auf die wirtschaftliche und soziale Besser¬
stellung der Arbeiterklasse einzuwirken. Vielfach
haben unsere Genossen den sozialen Geist erst in
die Gemeindeverwaltungen hineingetragen . Die
Furcht, daß diese umfangreiche , positive
Arbeit ' der Sozialdemokratie , die

Klafieninteressen der Besitzenden schädigen könn»,hat in vielen Gemeinden die Geldsacksvertreter zuß
Verschlechterung der an sich schon meist sehr reak¬
tionären Wahlsysteme veranlaßt.

Die Zahl der sozialdemokratischen
Genreindevertreter im Reiche beträgt nach
den uns von den Kreisorganisationen gemachten
Angaben zurzeit 4996 .

Maifeier .
Trotz mancherlei ungünstiger Umstände ist die

Maifeier in diesem Jahre so glänzend verlaufen ,wie in irgend einem Vorjahre . In den Orten , wo
Umzüge erlaubt waren, gestalet^n diese sich zu
imposanten Demonstrationen. Versammlungen fan¬den mehr als in den Vorjahren statt , und ans allen
Gegenden berichteten die Genossen über starken
Besuch und begeisterte Stimmung . Tie Arbeiter
Deutschlands betviesen , daß sie für die Bcrwirk-
lichung der Forderungen eintretcn, die in allen
Ländern ani 1 . Mai gestellt werden .

Vielfach ist der Aufruf des Parteivorstandes vorn
15 . April 1907 in der Parteipresse und in Ver¬
sammlungen angegriffen worden, weil in dem
Aufruf davon abgeraten wurde, dort Arbeitsruheeintreten zu lassen , wo große Aussperrungen in
sicherer Aussicht standen. Was in dieser Hinsichtin dem Aufruf gesagt wurde, entspricht den Be¬
schlüssen unserer Parteitage und des Internationalen *
Kongresses in Amsterdam.

Parteiprefse .
Unsere Parteiprefse hat im letzten Jahre große

Fortschritte gemacht . Infolge des verspäteten Ein-
laufens der Geschäftsberichte kann das hier leider
noch nicht zahlenniäßig festgestellt werden. Tie vor¬
liegenden Einzelineldungen der Parteipresse lassenaber mit Sicherheit auf diese Tatsache schließen .So ist z. B . im letzten Jahre der Abcnnentenstand
des Vorwärts von 112 000 auf 136 000 gestiegen .

Hand in Hand mit der Erweiterung des Lejcr-
kreises ging eine sehr wesentliche Verbesserungdes redaktionellen Teils der Blätter .
In einer Anzahl von Orten waren infolgedessen
unsere Genossen gezwungen , Betriebserweilerungen
vorzunehmen, um den gesteigerten Anforderungen
genügen zu können .

Als neue Mitstreiter sind erschienen : die Nord¬
häuser Volkszeitung , die Weiinarsche
Volkszeitung in Jena , die V o I k s z e i t u n gin Iserlohn , die V o l k s st i m m e in Lüdenscheid
und als Wochenblatt das Volksblatt in Offen
bürg . Die Mitteldeutsche Sonntagszeitung in Gießen,die als Wochenblatt 12% Jahre der Partei ge¬dient hatte, mußte der täglich erscheinenden Ober -
hessischenVolkszeitung Platz machen . In
den nächsten Monaten wird in Essen a. R . ein
Parteiblatt für die Wahlkreise Essen und Duisburg
erscheinen .

Wie wir schon im vorjährigen Bericht mitteilten ,
ist die K o m m u n a l e P r a r i S in Parteieigen¬tum übernommen worden. Seit dem 1 . Januar ist
die Geschäftsleitung des Blattes der BuchhandlungVorwärts übertragen worden; die Drucklegung , die
zurzeit noch in Dresden erfolgt, wird vom 1 . Ok¬
tober ab die Vorwärts -Druckerei übernehmen.

An vielen Orten stellen die Parteiorganisationen
jedem in der Gemeindeverwaltung tätigen Genossenein Exemplar der Kommunalen Praxis zu . Die
Verallgemeinerung dieser Einrichtung ist sehr zu
empfehlen.

Eine Konferenz der Redakteure haben wir gleich
nach den Reichstagswahlen einberufeii . In dieser
Konferenz erklärte sich der Parteivorsrand bereit,die Gründung einer Zentralstelle für die
Presse in Aussicht zu nehmen . Diese Zentral¬
stelle sollte die tägliche Zustellung wichtiger poli¬
tischer Nachrichten an die Provinzpresseübernehmen.
Außerdem sollte der Inhalt wichtiger , parlamen¬
tarischer Anträge und Gesetzentwürfe , wichtiges ge-
ordnetes statistisches Material und die Zurückweisung
und Berichtigung von Angriffen und Verleumdungen
gegen die Partei und Parteigenossen durch diese
Zentralstelle der Presse besser zugänglich gemachtwerden . Nachdem der Parteivorstand noch die
Meinung mehrerer parteigenössischen Redakteure
über die Organisation eines solchen Instituts ein-
geholt hatte , wurde in einer Sitzung der Gesamt¬
parteileitung zu der Angelegenheit Stellung ge¬
nommen . Einmütig ist der Einrichtung eines solchen
Instituts zugestimmt worden. Eine entsprechende
Vorlage wird dem Parteitag unterbreitet werden.

Ueber den Stand des Vorwärts , der Neuen Zeit,der Gleichheitund des Wahren Jakob geben folgende
von der Kontrollkommission geprüfte Jahresabrech¬
nungen Auskunft :

Vorwärts (1906/1907.)

Juli -
September

1906

Oktober-
Dezember

1906

Januar
März
1907

April-
Juni
1907

Summe

A . Eingänge r
Sbonnementsgelder durch di« Expedition 232916 35 254721 50 273728 15 276284 10 1037650 10
Abonnementsgelder durch die Post . . 16636 80 16297 10 21262 — 18116 25 72312 15
Jnseraten -Einnahme . 77062 80 113302 65 103101 20 116161 40 409627 55
Ueberschuß au» dem Brokchürenverkauf

durch die Expedition . . . . . . 6122 35 5122 35
Gesamt- Einnahme Mk. 326615 46 889443 60 398091 35 410561 75 1524712 15

* . AuSgänge .
Diverse Unkosten : l

(Miete. ZeilungSabonnement, Porto für
Kreuzbänder. Gebühren für Ueber -
weisungen, Porto und Depeschen der
Redaktion, Telephon. Steuern , Be¬
leuchtung , Redaktionsboten, Schreib- •
Utensilien , Formulare re ) . 16260 60 21051 15 18850 40 31247 40 87399 55

Mitarbeiter :
Politik . . . 12122 25 7311 85 6805 20 7616 66 32854 05
Soziales . 1707 30 1512 60 1506 85 2497 55 7224 30
Gewerkschaftliches . 2569 55 2080 25 1978 85 3105 95 9684 60
Berjammlungen . 276 05 321 40 1041 15 255 20 1893 80
Lokales . . 2289 70 2603 — 2187 60 2717 05 9747 3S
Borort . 1049 05 984 — 688 80 1114 35 3786 20

Feuilleton . . 5649 75 3199 90 3491 30 8648 50 15889 45
Redakteure . 17517 10 15170 45 15271 05 10127 80 64085 90
Parlamentsberichte rc. 780 — 1380 — 1630 — 1155 — 4846
fitue Welt . . 13165 65 18842 — 16430 60 15904 80 58342 95
Gehälter der Expedition . 5622 40 6435 75 0879 16 6051 70 22989
Gerichtskosten . 354 65 174 75 1646 25 472 70 2647 95
RedaltionSbibliothek . 185 70 117 10 423 90 890 66 1117
Druckrechnung . 220896 20 247710 80 279449 86 283461 65 1081321 $

Gefamt-AuSgabe Mk. 800385 95 323795 — 355179 86 374668 45 185402«
Gewinn . . . » 26229 50 65648 60 42911 60 35898 80 170682 95
wie oben unter A Mk. 826615 45 389443 60 398091 86 410561 76

D«r Gesamt-Ueberschuß beträgt Mk. 170682,90 .
Berlin, den 12. August 1907.

Revidiert und für richtig befunden:
Fr . Brühn «. W. Bock. Otto Braun . Eugen Ernst . F . I . Ehrhart . Ad . ÄS «k> Kah «« .

H. Koenen . Clara Zetkin .



Die Reue Zeit erzielte rinnt Reingewinn von
4860 .78 Mk . Sie hatte am 30 . Iuui 1907 7TO0
Abonnenten , gegen 7200 zu gleicher Zeit de« Dnr-
iah res . Die Gleichheit verfügt jetzt über einen
ilbonnentenstand von 67000 gegen 44000 im Bor -
jahre. Der Ueberschuß beläuft sich auf 12583 .7- Mk .
Der Wahre Jakob hat im letzten Jahre 40321 .75 M.
Reingewinn abgeworfen . Sein Abonnentenstont
beläuft sich ailf 230000 gegen 205000 im Vorjahr .

lieber da»
Partei - Archiv

ist von der neuen Verwaltung fiir das Etatsjahr
1904,05 ein Bericht an den Jenaer Parteitag ge¬
geben worden ; Protokoll des Jenaer Parteitages ,
S . 54/55 . Seitdcnl ist das Archiv weiter vervoll¬
ständigt worden und in seinen Räumen ist seit ihrer
Einrichtung auch die Partei -Correspondenz unter¬
gebracht. Die Benützung des Parteiarchivs ist
in Rücksicht auf die vorgeschriebenen Grenzen seines
fachwissenschaftlichen Gebietes nicht mit ähnlichen
Instituten zu vergleichen. Immerhin ist das Partei -
Archiv in den beiden letzten Jahren jährlich von
durchschnittlich 144 Personen mit 258 Besuchen zum
Arbeiten benutzt worden ; ausgeliehen wurden jähr¬
lich durchschnittlich 234 Bände . Ueber die

.
in den

Archivräumen selbst benutzten Bücher wird eine
Statistik nicht geführt ; sie würde die Zahl der aus -
gel ehenen Bände um ein mehrfaches übersteigen.
Die Archivleitnng ist auch weiter zahlreich brieflich
mit literarischen Quellennachweisen und Materialien¬
zusammenstellungen hehülslich gewesen. Wesent¬
liche und bekannte historische Werke sind in den
letzten Jahren unter Zuhülfenohme des Partei¬
archivs geschaffen worden , nicht nur von partei -
genösfischen , sondern auch von bürgerlichen Schrift¬
stellern und Gelehrten .

Bei dieser Gelegenheit soll auch immer wieder
an die aktive Unterstützung des Archivs
durch die Partei - und Gewerkschaftsgenossen und
deren Institutionen und Organisationen ermahnt
werden . Noch immer erfolgt die Uebersendung
neuer Verlagswerke der Partei und der Gewerk¬
schaften vielfach erst nach wiederholten Reklamatio¬
nen der Archivverwaltung und viele , nur für in¬
terne Kreise bestimmte Publikationen werden oft
inir durch einen Zufall erworben , obwohl gerade
auch diese fefcte in den dauernden Bestand des
Archivs gehören. Von älteren, in Frage kommen¬
den Zeitungen sind in: Partei - Archiv immer noch
nicht komplett oder gar nicht vorhanden : Nord¬
stern, Mitteldeutsche Volkszeitung , Deutsche Arbeiter¬
zeitung (Koburg) und selbst von dem Vorgänger
des Vorwärts , dem Berliner Volksblatt , fehlen vom
Jahrgang 1888 die drei ersten , von 1889 die zwei
ersten Quartale und 1890 fehlt ganz . Wir bitten
erneut alle Genossen , diese Lücken
ausfüllen zu helfen . Alle Anftagen und
Sendungen sind an den Leiter des Partei -Archivs,
Genossen Max Grunwald , Berlin SW . 68, Linden
ktraffe 69 , zu richten .

daß diese Revolver - und Dolchnrefferhelden bestraft
wurden . Denn die Gerichte fanden zumeist, soweit
di, Täter nicht überhaupt al» flüchtig unauffindbar
waren , daß die Arbeitswilligen in Notwehr gehan¬
delt hätten . Selbstredend haben diese Helden auch
die Shmpqkhien der herrschenden Klassen. Wie
übrrhaupt jeder der in dem Rufe steht, ein Gegner
der Bestrebungen der Sozialdemokratie zu sein, sich
s « sicher der weitgehendsten Sympathien der herr¬
schenden Klasse und ihrer Organe in Staat und
Gemeinde erfreut.

Wie bitter not den Deutschen ein freiheit¬
liches Vereinsgesetz tut . zeigten eine ganze
Anzahl Prozesse, in denen Polizeichikanen aller Art
gerichtlich erwiesen wurden .

Bei den kommenden Verhandlungen über das
angekiindigte Reichsvereinsgesetz wird der Partei
ein reichliches Material aus der Parteipraxis zur
Verfügung stehen. Ganz besonders auch gegen die
in Preußen , Sachsen usw. gesetzlich zulässige Ueber-
wachuug von Versammlungen durch Polizeiorgane .
Wie ungleich die Behandlung der preußischen
Staatsbürger io puncto Vereins - und Versamm¬
lungsrecht ist , beweist, daß gegen den Fürsten
B ü l o w keine Anklage wegen Uebertretung des
Vereinsgesetzes erfolgte , obwohl es gerichtsnotorisch
ist , daß der Reichskanzler an den Wahlabenden in
unangemeldeten Versammlungen unter freiem
Himmel sprach . Es wird Aufgabe des Reichstages
sein, dafiir zu sorgen, daß in Zukunft jeder Staats¬
bürger und jede Staatsbürgerin sovielReichs - ,
Vereins - undVersammlungsrecht ga¬
rantiert erhält , als sich jetzt schon der Reichskanzler
für seine Person herausnimmt .

Besondere polizefliche Beobachtung genoffen die
Vereine jugendlicherArbeiterinNord¬
deutschland, während die freien Vereinsgesetze in
Süddeutschland unserer jungen Garde einen
weiteren Spielraum lassen.

Aufsehen erregten in ganz Deutschland einige
Fälle der Anwendung des Zeugniszwangspara¬
graphen . Dieser Rest der mittelalterlichen Folter
ist in ganz Deutschland immer noch Rechtsmöglich¬
keit , obwohl selbst preußische Staatsanwälte zu¬
geben, daß bei solcher Quälerei nicht das geringste
herauskommt . Sozialdemokratische Redakteure sind
nicht der Ehrlosigkeit fähig , die in dem Verrat
derer bestehen würde, die ihnen vertrauliche Mit¬
teilungen zur Kenntnis gaben . In Halle , in Kulm¬
bach und in Mannheim wurde der Zeugniszwangs -
paragraph gegen Genossen vergeblich angewandt .

der stillen , unermüdlichen Tätigkeit unserer Kampf-
enossen in Stadt und Land . Es ist nicht möglich,
ier all die Braven , die der Tod Heuer aus diesem

Wirkungskreise gerissen hat . besonders zu würdigen .
Ihre Zahl ist groß . Viele sind darunter, die in
rastlos aufreibendem Wirken ihr Bestes für die
Sache des Proletariats eingesetzt haben . Allen ge¬
bührt Dank und Anerkennung für die der Partei
geleisteten Dienste !

Internationales .

Buchhandlung Vorwärts .
Die Buchhandlimg Vorwärts muße im Vorjahr

über einen , um 26500 Mk . verminderten Umsatz
gegen das Geschäftsjahr 1904/05 berichten. Im
jetzigen Berichtsjahr Juli 1906 bis Juni 1907 , be-
trug der Warenumsatz 521538,67 Mk. , also wieder
gegen das Vorjahr mehr 81 369,83 Mk . Trotz
dieses erhöhten Umsatzes konnten der Parteikasse
aus den Ueberschüssen der Buchhandlung nur
50000 Mk . überwiesen werden , also gegenüber dem
Vorjahre abermals 10 000 Mk. weniger .

Dieser Summe muff allerdings der in der ersten
Hälfte dieses Jahres der „Kommunalen Praxis "

geivährte Zuschuß von 5708,15 Mk. zugerechnet
werden , so daß der Gesamtüberschuß die Summe
von 55 703,15 Mk. betragen würde.

Dieser Ueberschuß würde wieder in demselben
Verhältnis guni Umsatz stehen wie in den früheren
Jahren , wenn die beiden außerordentlich guten Ge -
schäftsjähre 1905/07 außer Betracht bleiben .

Hauptsächliche Aufgabe der Buchhandlung Vor -
wärts ist es , gute Agitationsschriften zu möglichst
billigen Preisen den Arbeitern zu bieten. Wir
haben dieser Aufgabe auch im Berichtsjahre unsere
stete Aufmerksamkeit zugewendet und hoffen damit
den Wünscheir der Parteigenossen ensprechend ge¬
handelt zu haben.

Soweit es uns im Nahmen unserer Hauptauf¬
gabe möglich war . haben wir auch den vielfach ge¬
äußerten Wünschen nach guter und solider Aus¬
stattung unserer Erscheinungen Sorge getragen .

Wir wollen auch unseren diesjährigen Bericht
schließen mit der Bitte an die Parteigenossen und
insbesondere an die Redaktionen der Partei - und
Gewerkschaftspreffe um rege Unterstützung unserer
Unternehmung .

Ltraslouto der Arbeiterbewegung .
Nach de« monatlichen Aufstellungen , die wir

über die im Zusammenhang mit dem Klassenkampfe
verhängten Strafen geben , wurden gegen Ange¬
hörige der Partei und der Gewerkschaften im Be¬
richtsjahre insgesamt an Strafen erkannt: 2 lj2 Jahre
Zuchthaus , 33 Jahre , 10 Monate , 2 Wochen , 1 Tag
Gefängnis und 30600 Mk . Geldstrafe.

Es wäre falsch , anzunehmen , daß in diesem Straf¬
register alle Strafen enthalten sind , welche in Pro
zefsen, die die Partei und Gewerkschaften angehen,
im abgelaufenen Berichtsjahre verhängt wurden .
Es . steht vielmehr fest , daß über viele Strafsachen ,
in denen es sich um geringere Geldstrafen und
kurze Haftstrafen handelt , gar nichts der weiteren
OeffenUichkeit bekannt wird . Wir erinnern nur an
die vielen Prozesse wegen Flugblattverbreitung .
Prozesse , die in einem Wahljahr besonders zahlreich
sind — und an die Prozesse wider Streikposten ,
die in der „ liberalen Aera" genau dieselben poli¬
zeilichen Verfolgungen zu erdulden haben, wie vor¬
her. Wenn Graf Posadowsky im Ruhestand über
die wirtschaftlichen Kämpfe der Jahre nachdenkt ,
die verflossen sind , seit der deutsche Reichstag ihm
seine „ Zuchthausvorlage "

, ohne sie auch nur einer
Kommissionsberatung wert zu halten , vor die Füße
warf , so wird ihm klar werden, daß in den letzten
Jahren mit Hilfe des „ gemeinen Rechts" so gegen
die kämpfende Arbeiterschaft gearbeitet wurde, daß
es wahrlich einer Ausnahmegesetzgebung nicht be
durfte . Insbesondere die Arbeitswilligen erfreuten
sich eines Schutzes, wie er sonst allenfalls noch
Gott und den Majestäten zugebilligt wird . Dabei
stellte es sich in einer Reihe von Fällen heraus ,
daß unter deri Arbeitswilligen sich Elemente rohester
Art befinden, die Differenzen über die nebensäch -
lichsten Dinge mit dem Dolche und dem Browning¬
revolver erledigten . Aus Lechhausen bei Augsburg ,
aus Stettin , aus Nürnberg , aus Magdeburg , auS
Niendorf in Anhalt und aus Augsburg kamen
Nachrichten von Gewalttaten „ Arbeitswilliger ", ohne

Neben den großen Anforderungen , die der Kampf
im eigenen Lande an die Partei stellte, ist sie auch
ihren internattonalen Verpflichttlngen in vollem
Maße gerecht geworden . Unsere Vcrtteter im I n
ternationalen sozialistischen Bureau ,
die Genossen Bebel und Singer , haben regelmäßig
an dessen Sitzungen teilgenommen ; über die dort
geführten Verhandlungen ist in der Parteipreffe
berichtet worden . Als Jahresbettrag wurden an
das Burean 2500 Franken abgeftihrt.

Die Vorbereitungen für den Internationalen
KongreßinStuttgart wurden unter Leitung
des Genossen D i e tz von dem Lokalkomitee der
Stuttgarter Genossen im Einverständnis mit dem
Internationalen Bureau und uns erledigt . Die
von uns vorgenommene Verteilung der Mandate
zum Kongreß auf die einzelnen Agitationsbezirke
fand allgemein Zustimmung . Von den danach auf
die Partei entfallenden 150 Mandaten haben wir
den Genossinnen 12 Mandate überlassen, was um
so eher möglich war . als mehrere Bezirke die Zahl
der ihnen überwiesenen Mandate nicht voll in
Anspruch nahmerr . Deni Stuttgarter Kongreß wurde
ein schriftlicher Bericht über die Parteibewegung
seit dem Amsterdamer Kongreß vorgelegt .

Den revolutionären Kämpfen des
russischen Proletariats ist die deutsche
Arbeiterklasse mit großer Teilnahme gefolgt . In
einer Begrüßung des Kongresses unserer russischen
Parteigenossen haben wir diesen Gefühlen besonderen
Ausdruck verliehen . Der jüngste Gewaltstreich des
Zarismus am russischen Volke : die Auflösung der
zweiten Reichsduma , die Verfolgung der sozialistt
scheu Dumamitglieder und die Entrechtung des
Proletariats hat bei den denxfchen Arbeitern große
Enttüstung hervorgerufen . In der Parteipresse
und in vielen Parteiversammlungen wurde gegen
diese neue Schandtat des Absoluttsmus Protest
erhoben.

Bei den im April stattgefundenen Landtagswahlen
in Finnland wurden 80 Sozialdemokraten gewählt .
Von den gewählten 19 Frauen gehören neun der
sozialdemokratischen Partei an.

Die Sammlungen für die Opfer der russischen
Revolution find fortgesetzt worden ; ihr Gesamt
ergebnis erreichte die Höhe von 339 612,93 Mk .
Zu den Wahlen zur zweiten Dunia haben wir
unfern russischen Parteigenossen einen Zuschuß von
25 000 Mk . gewährt . Durch die zu diesem Zivecke
besonders eingelestete Sammlung : „ Förderung
sozialdemokratischer Dumawahlen ", die noch nicht
ganz abgeschlossen ist , dürfte dieser Betrag an
nähernd gedectt werden.

Im Oktober vorigen Jahres geriet das Kampf
organ unserer französischen Genossen, die Humanste
(Paris ), in finanzielle Schwierigkeiten und lief Ge-
fahr, den Kampfplatz verlassen zu müssen. Sowohl
im Interesse der französischen Partei als auch der
internationalen Bewegung wegen kamen wir der
Bruderpartei Frankreichs mit einer Unterstützung
von 25 000 Franken zu Hilfe .

Von grober Bedeutung für die Arbesterbewegung
aller Länder ist der Wahlsieg unserer
österreichischen Parteigenossen . Dieser
prächtige Erfolg , der dem Proletariat Oesterreichs
die stärkste sozialdemokratische Fraktton brachte ,
bildete einen glänzenden Abschluß des mst AuS
dauer und großer Energie geführten Wahlrechts
kampfes . Zu ihrem ersten Waffengang unter dem
allgemeinen Wahlrecht haben wir unseren öfter
reichischen Brüdern eine Beihilfe von 30000 Mk.
geleistet.

Je mehr der Kapitalismus seine Weltmacht er
Westert und sie zur Niederhaltung der Arbeiter
klaffe ausnutzt, je mehr inuß daS klaffenbewußte
Proletariat aller Länder seinen Zusammenschluß
zum einmütigen Handeln fördern und festigen.
Wir sind sicher, daß diese Bestrebungen durch daS
in Stuttgart zusammentretende Weltparlament des
Proletariats tatkräftige Förderung erhalten werden !

Kaffenbericht .
Mit dem Ueberschreiten der Million hat die Zentral¬

kaffe im abgelaufenen Geschäftsjahre die größte bisher
erzielte Einnahme erreicht. Nach Abzug von 188000
Mark, die als Darlehen ausgenommen und auch wieder
zurückgczahlt wurden , mithin nur einen durchlaufenden
Posten darstellen, verbleiben als Einnahme 1003 819,42
Mark. Gegen das Vorjahr ergibt das — nach Abzug
eines im Rechnungsjahre 1905/06 ebenfalls nur durchs
laufenden Postens von 15 800 Mk . — eine Mehrein¬
nahme von 208 702,20 Mk. Vor zehn Jahren , im Rech¬
nungsjahre 1896/97, betrugen die gesamten Einnahmen
nur 274 521,21 Mk . Besonders erfreulich ist die Steige¬
rung der hauptsächlich die eigentlichen Parteibeiträge
enthaltenden allgemeinen Einnahmen . Während im Vor¬
jahre nur eine Zunahme dieses Postens von etwas über
2000 Mk . konstatiert werden konnte, beträgt in diesem
Jahre die Zunahme gegen das Vorjahr 273 212,27 Mk.
Zum erheblichen Teile ist diese Steigerung allerdings
auch auf die Spenden der Gewerkschaftenbei der Reichs¬
tagswahl zurückzuführen.

Der Ueberschuß aus den Blättern Wahrer Jakob.
Neue Zeit und Gleichheit ist ziemlich konstant geblieben,
während der Ueberschuß des Vorwärts gegen das Vorjahr
um rund 30 000 Mk. gestiegen ist.

In noch größerem Maße als die Einnahmen find aber
auch die Ausgaben gestiegen . Die HauptauSgabe hat mit
459 501,60 Mk. der Zuschuß zu den Kosten der Reichs¬
tagswahlen verursacht. Während im letzten Wahljahr
1903 dieser Zuschuß fich nur auf 282 058,05 Mk . bezifferte
und beim . Jahresabschluß ein Ueberschuß von 74 035,35
Mark vorhanden war , muhten im abgekaufenen Ge
-chäftsjahr zur Herstellung des Gleichgewichts 155 306,22
Mark der Reserve entnommen werden. Nach Ausschei¬
dung des aus dem vorigen Jahre übernommenen und
des am Schluß des Jahres noch vorhandenen Kassenbe -
tandes beträgt das reine Defizit des verfloffenen Jah¬
res 166 302,97 Mk. Reben den Kosten für die Reichstags,
wählen sind es die gegen das Vorjahr erhöhten Ausgaben
ür Preß -Unterstützungen, sowie die Kosten der Partei -

Korrefponüenz und der Parteffchule , welch« die Steige¬
rung der Ausgaben verursacht haben. Im Darlehen !
konto ist gegen das Vorjahr ein erhöhter Rückfluß von
79 580 Mk. eingetreten , doch übersteigen auch im abge-
laufcnen Jahre die Ausgaben dcS Darlehenskontos noch
um mehr als das Doppelte die Einnahmen .

Die verstorbene « Mitkämpfer .
De Bericht gedenkt sodann in ehrenden Worten

der im Berichtsjahr verstorbenen Mtkämpfer .
Die Sozialdemokratie stellt an die Tatkraft und

Opferfreude ihrer Anhänger große Anforderungen.
Die Werbekrast und Erfolge der Partei wurzeln in

Der Lehrplan ist , abgetehen von kleinen Berscht^
ungen , die durch gelegentliche Verhinderung tSbeic
krankung von Lehrern notwendig wurden , prograu
mäßig absolviert worden.

Die Unterrichtsstunden fielen zumeist in die Pormi!
tagsstunden von 8 bis 1 Uhr ; aber auch nachmittag
( nach einer einstündigen Mittagspause ) fanden gelegen ^
lich Unterrichts-, regelmäßig aber zwei sogenannte ,8t/ '
beitsstunden"

, unter Leitung der festangestellten Lehr «,
statt.

Die Teilnehmer .

Parteischule .
Bericht über den ersten Kursus 1906/07 .

Der durch das starke Wachstum der Partei bewirkte
und im Lause der Jahre immer fühlbarer gewordene
Mangel an Kräften , die in genügendem Maße das für
die Aufklärung der breiten Maffen erforderliche Maß von
Wissen und theoretischer Schulung besitzen, veranlaßtc
den Parteivorstand zu Beginn des vorigen Jahres dem
schon früher erörterten Plane der Gründung einer be-
sondern Schule für die parteigenössischen Agitatoren
in Wort und Schrift näher zu treten .

Nachdem der Parteivorstand im Laufe deS Sommers
die für die Verwirklichung eines solchen Planes notwen¬
digen materiellen und ideellen Grundlagen geschaffen
und der Mannheimer Parteitag den Plan selbst still¬
schweigend gebilligt hatte , fand zu Anfang Oktober und
November je eine gemeinsame Sitzung des Parteivor¬
standes mit den in Aussicht genommenen Lehrkräften
statt, in denen über die näheren Umriffe der künftigen
Schulorganisation und Schultätigkeit beraten und be-
schloffen wurde.

Organisation und Lehrplan.
Die organisatorischen Forderungen , die die Sozial¬

demokratie cm die heutige öffentliche Schule stellt , hat
fie bei ihrer ersten eigenen Schulgründung verwirklicht.
Der Unterricht ist für die Teilnehmer unentgeltlich
ebenso werden Lehr- und Lernmittel unentgeltlich zur
Verfügung gestellt , und endlich werden die Teilnehmer
nebst ihren Familien während der Dauer des Kursus
von der Partei unterhalten . Die Zahl der Teilnehmer
ist für den einzelnen halbjährlichen Kursus auf 30 be.
messen ; nur aus besonderen Umständen kann die Zahl
gelegentlich um ein geringes ( 31 oder 32 ) überschritten
werden.

Zur Erhaltung des Unterrichts sind dauernd zwei
Lehrer angestellt ; außer diesen beiden Lehrkräften unter
richten noch eine Reihe von Genoffen nebenamtlich au
der Parteischule . Die festangestellten Lehrer stehen den
Schülern auch außerhalb der eigentlichen Unterrichtszeit
zur Hilfeleistung bei dcnArbciten und für seminaristische
Uebungen zur Seite .

Die Leitung der Schule liegt dem gesamten Lehrer
kollegium ob, daS nach Bedürfnis zu Konferenzen zu-
sammentritt . An diesen gemeinsamen Beratungen
nehmen je ein Vertreter des Parteivorstandes und der
Teilnehmer am Kursus mit beratender Stimme teil.
Bei wichtigen Beschlüssen , besonders bei solchen, die
Geldaufwendungen erforderlich machen , wird die Zw
stimmung des Parteivorstandes eiugeholt. Die Einbe¬
rufung und Leitung der Konferenzen und die Erledig,
ung der Verwaltungsgeschäfte der Schule ist die Auf¬
gabe eines aus der Mitte des Lehrerkollegiums gewähl¬
ten Obmannes .

Es haben während der Dauer des ersten Kursus sechs
Lehrerkonferenzen stattgefunden, in denen alle die
innere und äußer « Schulorganisation , den Verlauf des
Unterrichts , die Lehrer und di« Schüler angehenden
Fragen ihre Erledigung fanden. Die letzte der stattge¬
fundenen Konferenzen war zum größten Teile schon dem
künftigen zweiten Kursus der Parteischule gewidmet,
der am 1 . Oktober 1907 beginnen und am 30. März 1908
zu Ende gehen soll.

Der Lehrplan umfaßt folgende Wiffensgebiete ( die
eingeklammertr Zahl gibt die Anzahl der dem betreffen-
Fach insgesamt ringeräumten Unterrichtsstunden cm )

Wirtschaftsgeschichte und Rationalikonomie (zirka
200 ) . Lehrer : Dr . R. tzilferding .

Historischer Materialismus und soziale Theorie» (ca.
200 ) . Lehrer Dr . A . Pannekoek.

Geschichte der politische « Parteien ( 50 ) . Lehrer : Dr
F . Mehring .

Ardciterrecht, soziale Gesetzgebung , Gefinderecht und
Verfassung (90) . Lehrer A . Stadthagen .

Strafrecht , Strafprozeß , Strafvollzog (80) . Lehrer
Dr . H . Heinemann.

Bürgerliche» Recht (50 ) . Lehrer : Dr . Kurt Rosen¬
feld .

Gewerkschafts« efen, Genossenschaftswesen , Kommu¬
nalpolitik ( 70 ) . Lehrer : S . Katzenstein .

Mündlicher und schriftlicher GedankeuanSdruck , Zei-
tnugStechnik (75) . Lehrer Heinrich Schulz.

Die Teilnehmer am ersten Kursus waren von de»
Provinzialorganisationen vorgeschlagen worden. Ob¬
wohl diese schon eine Auslese des oder der geeignetsten
Genoffen aus den zahlreichen Meldungen , die bei de»
einzelnen Wahlkreisorganisationeu eingelaufen war« ,
vcrgenommen hatten , waren beim Parteivorstand doch
weit mehr Anmeldungen eingelaufen , als mit Rücksicht Ml
aus einen erfolgreichen Unterricht berücksichtigt werden U
konnten. In Gemeinschaft mit dem Lehrerkollegium
prüfte deshalb der Parteivorstand die eingegangenen
Bewerbungen und wählte daraus 30 Genossen und eine
Genossin, die auf Grund ihrer Bewerbungsschreibens
und aus provinziellen und agitatorischen Rücksichten als
die geeignetsten erachtet wurden.

Der Verlauf des ersten Kurses.
Der erste Kursus wurde am Donnerstag , den Ist.

November, in Anwesenheit sämtlicher TeUnehmer sowie
des Lehrerkollegiums, des Parteivorstandes und einiger
anderer Genoffen eröffnet. Genoffe Bebel hielt im
Namen des Parteivorstandes eine Begrüßungsansprache
in der er in knappen Zügen die Bedeutung und die Ab .
schien dieser Unterrichtskurse darlegte . Im Namen de»
Lehrerkollegiums richtete der Obmann , Genoffe Heinrich
Schulz , einige Worte an die Teilnehmer . Im Lehr,
plan habe man sich nicht ohne Absicht eine gewisse Be.
chränkung auferlegt . Nicht systemlosem Vieltvissen solle
das Institut dienen, sondern der Einführung der Schüler
in diejenigen Wiffensmaterien , die für den Befreiungs¬
kampf der Arbeiterklaffe in erster Linie in Frage kämen.

Der eigentliche Unterricht begann am Freitag , den
16. November. Schon nach kurzer Zeit konnten die Leh¬
rer wie Schüler ihre volle Befriedigung über den Gang
der Schultätigkeit aussprechen, und mit derselben Lust
und Liebe wie zu Anfang ist von beiden Seiten bis zum
Ende gearbeitet worden. Der Unterricht erfuhr eine
längere Unterbrechung durch die ReichsiagSauflösung
und die damit zusammenhängenden Neuwahlen , so daß
dadurch auch der Schluß der Schule, der erst für Mitte
Mai bestimmt war , bis auf Ende Juni verschoben wer-
den muhte .

Ueber den Gang des Unterrichts , die erzielten Erfolge
oder die gemachten Erfahrungen wird dieses Mal wegen
der Neuheit des Instituts ausführlicher berichtet.

Die Lehrer stellten den Schülern den wesentlichsten
Inhalt ihrer Vorträge und ihres Unterrichts in Form
von kurzgefaßten Leitsätzen zur Verfügung , um die Auf¬
merksamkeit der Schüler während deS Unterrichts nicht
durch Mitschreiben zu beeinträckstigen und den Teilneh¬
mern zugleich einen zuverlässigen Anhalt über das Ge-
hörte für spätere Zeiten an die Hand zu geben .

Nicht nur durch den Unterricht haben die Partei -
schüler an ihrer Fortbildung gearbeitet . In reiche«
Maße haben sie eine im Schulraum untergebrachte
Handbibliothek , die die wichtigsten grundlegcn-
den Werke der einzelnen Disziplinen enthält , ferner
auch andere Bibliotheken, so besonders die vom Genoffen
Heimann gegründete und unterhaltene öffentliche
Bibliothek und Lesehalle in der Alexandrrnenstraße , für
die Vertiefung und Befestigung des durch den Unter-
richt erworbenen Wiffens oder für die Ausarbeitung dcr
ihnen übertragenen Aufgaben benutzt . Vor allen Dingen
aber haben sich die Teilnehmer selbst in einem auerlen-
nenswert hohem Maße diejenigen Bücher angeschafft , dir
sie nach beerdigtem Kursus für das eigene Weiter,
studium und zum Zwecke der Anwendung ihres Wissen»
gebrauchen. Trotz dcr den Schülern von der Buchhand¬
lung Vorwärts zugebilligten ermäßigten Preise beträgt
die Gesamtsumme, die die 31 Teilnelmer für Bücher
ausgcgeben haben, ungefähr 2000 Mk .

Schlußbemerkung.
Die tatsächlichen Erfolge des ersten Kursus der Par -

teischule lassen sich naturgemäß noch nicht fcststellen . Die
Resultate der Parteischule werden überhaupt nicht so-

fort und unmittelbar in die Erfcheinnng treten . Sie
werden sich erst allmählich und in verschiedener Weise be.
merkbar machen . So viel aber darf schon heute behaup¬
tet werden, daß die Gründung und die fortgesetzte Wirk¬
samkeit der Parteischule sich im Laufe der Zeit für die
Partcitätigkeit als sehr fruchtbringend erweisen wird.
Es wird dadurch alljährlich etwa 80 berufenen Genosse»
die Möglichkeit geboten, sich während eines halben Jah¬
res , frei von Sorge , nicht wie sonst nach schwerer Tages
arbeit , sondern mit voller körperlicher und geistiger
Rüstiifleit, und nicht wie sonst nur dem eigenen Instinkte
folgend, sondern unter methodischer Anleitung von be-

währten Lehrkräften, in den Grundanschauungen W
Sozialismus zu festigen . Solche intenfive BildungSar-
beit , die nicht an der Oberfläche haftet , die auch nicht eine
geistlose Ablichtung im Auge hat , sondern die agitatorisch
befähigten Genossen eine sichere theoretische Grundlage
für die eigene Weiterbildung zum Zwecke besserer Pro¬
paganda für den Sozialismus schaffen will, wird der

Sozialdemokratie je länger je mehr zum Nutzen 0*

reichen . _ „

ftffnSgnbe tä
JÄfct>n»«mcni
' ToSpfg. Bei I

lr . 20c

die tz
ktiklass«

vor weni>
scheinlich, das
en Session d
hlrecht vollz

ihlreform
behaupten b

/span, der fak
zialdemokra :

jeder falle
ung , genauer
dingliche Abs
den Freisinn

i und den Bloc
tztr, erst recht zi

richt richtig i
es ist nicht

ulich, daß di«
Größe und

^nwärtigen !
oierigkeiten i
»krise zurück
eintlichen P

jm kann, so N
ndsätzlichen bi

>zu befassen ; ‘
ßolitik des §

jlebhafter an <
dener ihre A
bewenden zu

fHber in Stw
kderhaupt fei :

Öen Willen un
äugig wäre,
crer Verhälti

ihren urspi
fick die Wahlr «

cn einer sol
Göttcrgescher

tiiger darauf c
6‘i fallen lassci
ic bestehende
tlasscnwahlr

er ob sic nicht
sich enthaltci

. So kann Wc
Amte befind!
der Tatsache

stord n et enl
jigung aufge

der Volksvertri
s: Parteien d«

die Konscrv
innen , alle an
lhrheit des H
»erzeugung,

sjlksmassen » ich
nimm, Polen

diionalliberale
ptcr Ablehnung
^itignng des b«

Als die Beti
«gen Jahres j

| <t u f e stand, s
hlrecht nicht e

pcb der Komi
hnen) beklagt !
er weitergehe

schlossen habe

Our
Kriminalrc

Um der Partei.
Genosse Tak gestorben. Am Sonntag Nachmittag ver¬

schied plötzlich im Alter von 59 Jahren , infolge eine»

Herzschlages der Genosse P . L . Tak zu Domburg . t*>

er sich zeitweilig bei seinem Bruder aufhielt . Der Hü"

geschiedene , ein in- und außerhalb der Partei angr-

scheuer und beliebter Genosse , war sozialdemokratischer
Abgeordneter zur zweiten Kammer für den Wahlkreis
Franeker , Mitglied der Provinzialstaaten Nordholland »

und deS Amsterdamer Gemeinderats . Im inneren Pa»

teileben ist er hervorragend tätig gewesen . Von IW»

bis 1906 war er Hauptredakteur des ParteiblatteS H "

Volk , von 1908 bis 1905 Mitglied des Parteivorstan¬
des. Außerdem saß er im Vorstand« des Vereins
demokratischer Gemeinderatsmitglieder . Er galt **

Autorität in der Gemerndcpolitik. Die holländisch«
tei verliert in ihm eine erste Kraft . Seiner Wirksam»^

wird stets ein ehrendes Andenken bewahrt werden. _

Vermlfdrtte .
§ Ei « furchtbarer Unfall hat sich acht Mette«
„B»Ih ereinnrt (Ei» MotoiWaaeN. d«k «InkShefield ereignet. Eia Motorwagen , der eine

schuft vo» 28 au« Derbyshirr zurückkrhrenden
beförderte, ging in Trümmer . Er änderte soine» W*»
um einem Hindernis aulzuweicheu. Ein Ra- fnhr m
einer Telegraphenstaag« fest. Der Wage« stürit«
Steinwand hinunter . Di« Insassen wurden mit
unter de» Trümmern hervorgezogen ; 8 find tot, 25
le#
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